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Tagesbericht - Donnerstag, 15. Oktober
2026

Heutige Quellen:
The Daily Telegraph Der Spiegel Die Welt Frankfurter Allgemeine Zeitung
The Globe and Mail The Guardian Los Angeles Times Neue Ziircher Zeitung

Stiddeutsche Zeitung USA Today The Washington Post




@ Sicherheit & Konflikte 9 Quellen - 2 Sprachen

Starlink-Beschrankungen und US-Druck auf die
Ukraine

Alle Quellen berichten liber dasselbe Kernereignis - die
Geschwindigkeitsbeschrankungen, die den Starlink/Starshield-Terminals der
Ukraine auferlegt wurden und laut Kiew Drohnenmissionen und Luftabwehr
lahmgelegt haben -, doch sie unterscheiden sich deutlich in Tonfall und
Schuldzuweisung. The Daily Telegraph raumt den dramatischen Zitaten von Elon
Musk und Selenskyj den grofsten Raum ein ("vergleichbar mit einem
Nuklearschlag", "Menschen werden sterben"), und in einem Meinungsbeitrag weitet
Memphis Barker die Geschichte zu einer strategischen Warnung aus, wonach die
Abhangigkeit von amerikanischer Technologie eine gefahrliche Schwachstelle fir
die Ukraine und ihre Verbuindeten darstelle und Putin eine "goldene Gelegenheit"
verschaffe; ein weiterer Beitrag der Zeitung, "Cold comfort for Kyiv", erweitert dies
zu einer Kritik am Versagen Europas, sich rechtzeitig auf die entstehende Liicke
vorzubereiten. The Guardian stellt ahnlich Selenskyjs Vorwurf in den Vordergrund,
Trump habe die Ukraine verraten und sich auf die Seite Russlands geschlagen,
wahrend Dan Sabbagh in einem Meinungsbeitrag den Akzent auf die unmittelbare
humanitare Gefahr verschiebt und argumentiert, die Beschrankungen wiirden die
Zahl ziviler Todesopfer erhohen. Die Welt hingegen rahmt das Geschehen in einem
Beitrag von Clemens Wergin und Florian Sadler geopolitisch: Washington (ibe, so
die These, durch die Drosselung von Starlink ebenso wie durch zurtickgehaltene
Geheimdienstwarnungen systematisch Druck aus, um Kiew genau in dem Moment
einen diktierten Frieden aufzuzwingen, in dem die Ukraine die Initiative an der Front
zurlickgewonnen habe; ein weiterer Beitrag der Zeitung bleibt naher an der
ukrainischen Darstellung der Fakten. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung und die
Neue Zlrcher Zeitung, Letztere in einem Kommentar von Andreas Ruesch, schlagen
einen ahnlichen Ton an und deuten die Beschrankungen als verdecktes Druckmittel

der Trump-Regierung gegen ukrainische Angriffe auf russische Raffinerien, weisen
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dabei aber zugleich auf Europas eigene unbequeme Abhangigkeit von
amerikanischer Aufklarung und Satellitentechnik hin, die sich nicht kurzfristig
ersetzen lasst. Die Sliddeutsche Zeitung formuliert in einem Kommentar von
Sebastian Gierke die scharfste These liberhaupt, wonach die Trump-Administration
die ukrainischen Kriegsanstrengungen "mit Absicht unterminiert". The Washington
Post, die Los Angeles Times und The Globe and Mail berichten dagegen nilichterner
und faktenorientierter Giber Verwirrung und Alarm unter ukrainischen Beamten
angesichts der unerklarten Beschrankungen, ohne sich eindeutig auf ein politisches
Motiv festzulegen - wobei The Globe and Mail anmerkt, dass ukrainische und

polnische Stellen auch personliche Motive Musks vermuten.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Globe and Mail, The

Guardian, Los Angeles Times, Neue Ziircher Zeitung, Stiddeutsche Zeitung, The Washington Post
Quellenangaben (19)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 1 — ,,Musk: Trump put speed limit on...”

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 4 — ,Musk blames Trump for Ukraine drone...“

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 4 — ,Zelensky: President has betrayed me... he's..."

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 4 — ,,Putin given a golden opportunity to...”

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 15 — ,,Cold comfort for Kyiv“

Die Welt, 15.10.2026, S. 1 — ,,Kiew beklagt Ausfall von Friihwarnsystem*

Die Welt, 15.10.2026, S. 3 — ,Selenskyj wirft Partnern fehlende Geheimdienstwarnung vor®
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 1 — ,Kiew wirft Starlink Einschrankungen vor*
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 2 — ,Russian attacks on Ukraine's energy grid.. .
The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 1 — ,Ukraine says limits on Starlink service...“

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 4 — ,,Ukraine: Systems losing SpaceX connection at...“
The Guardian, 15.10.2026, S. 1 — ,Zelenskyy blames Trump for loss of...“

The Guardian, 15.10.2026, S. 6 — ,,Zelenskyy accuses Trump over loss of...“

The Guardian, 15.10.2026, S. 7 — ,,Starlink limits will only worsen Ukraine's.. .

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 2

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 1

Suddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 7

The Washington Post, 15.10.2026, S. 1 — ,,Ukraine says limits placed on its...”

The Washington Post, 15.10.2026, S. 13 — ,,U.S. warnings sow confusion, alarmin...“
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[ Handel & Wirtschaft 6 Quellen - 2 Sprachen

US-Inflation und Diesel-/Olpreise im Schatten des Iran-
und Russlandkonflikts

Die Berichterstattung tiber die im September gestiegene US-Inflation reicht von
nuichterner politisch-6konomischer Berichterstattung bis zu scharferer
ideologischer Kritik. Los Angeles Times, mit einem Beitrag von Christopher Rugaber,
sowie The Washington Post und USA Today mit einem Artikel von Rachel Barber
zeichnen ein ahnliches Bild: Die Inflation stieg auf 3,7 Prozent, vor allem wegen
Treibstoffpreisschocks infolge des Iran-Kriegs, des Russland-Ukraine-Konflikts und
der Spannungen im Roten Meer - mit politischem Sprengstoff fiir die
Regierungspartei vor den Zwischenwahlen; USA Today betont zusatzlich den
parteipolitischen Schlagabtausch zwischen Demokraten und Regierung liber die
Schuldfrage. The Daily Telegraph, in einem Bericht von Chris Price und Nick Squires,
setzt den international zugespitztesten Akzent und schildert, wie Trumps
Aufhebung der Sanktionen gegen russischen Diesel zur Erh6hung des Angebots
nicht nur international, sondern auch innerhalb der eigenen republikanischen
Partei auf Kritik stiel3. Demgegenuber stellt ein mit dem Kurzel wvp gezeichneter
Meinungsbeitrag in der Frankfurter Allgemeine Zeitung Trumps Erzahlung von
einem wirtschaftlichen "goldenen Zeitalter" grundsatzlich infrage und
argumentiert, Zolle und der Iran-Krieg hatten die Preise in die Hohe getrieben und
trafen vor allem einkommensschwache Haushalte liberproportional - eine kritisch-
interpretierende Perspektive, die in den amerikanischen Quellen in dieser Form
fehlt. Zwei weitere Artikel der Frankfurter Allgemeine Zeitung nehmen eine starker
strukturelle, global ausgerichtete Perspektive ein: Der eine zitiert Warnungen der
IEA, wonach die Verknappung von Diesel und Heizdl wegen beschadigter Export-
Infrastruktur im Nahen Osten und in Russland sowie Huthi-Angriffen bis weit ins
kommende Jahr anhalten werde, der andere berichtet sachlich tiber die
Wiederaufnahme russischer Dieselexporte aus Primorsk im Rahmen einer neuen
Vereinbarung mit Washington nach der Aussetzung der Sanktionen durch Trump.
The Guardian wiederum setzt durch Jillian Ambrose einen eigenen Akzent, indem er

sich nicht auf Verbraucher oder Politik konzentriert, sondern darauf, wie westliche
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Olraffinerien von der Dieselkrise mit Rekordgewinnen profitieren - unter Verweis auf
dieselbe IEA-Warnung, wonach sich die Knappheit bis 2027 hinziehen kdnne. Damit
rlickt The Welt der wirtschaftlichen "Gewinner" in den Vordergrund, wahrend die

ubrigen Quellen die politischen und konsumentenseitigen "Verlierer" betonen.

Quellen: The Daily Telegraph, Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Guardian, Los Angeles Times,

USA Today, The Washington Post
Quellenangaben (8)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 17

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3 — ,Wo bleibt die Goldene Ara? Erschwinglichkeit.. .
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 17 — ,Diesel bleibt knapp und teuer*

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 23 — ,Russland fiihrt Diesel aus®

The Guardian, 15.10.2026, S. 35

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 1

USA Today, 15.10.2026, S. 3

The Washington Post, 15.10.2026, S. 11

L Gesellschaft & Kultur 5Quellen - 2 Sprachen

Antisemitismusvorwiirfe gegen die europaische Linke

Die Berichterstattung zerfallt in nlichterne Nachrichtenartikel tiber konkrete
institutionelle Krisen und zugespitzte Meinungsbeitrage, die die europaische Linke
insgesamt anklagen. The Daily Telegraph berichtet journalistisch tGber zwei
getrennte Vorfalle: die angedrohte Klage jlidischer und zionistischer Mitglieder der
britischen Griinen gegen den Parteibeschluss, Zionismus als Rassismus zu
definieren, sowie die Warnung des ADL-Chefs, wachsende Feindseligkeit gegentiber
Israel gefahrde die juidische Gemeinschaft Irlands. Daneben veroffentlicht The Daily
Telegraph einen Meinungsbeitrag von Allister Heath, der die heutige progressive
Linke als von Verschworungstheorien gepragt beschreibt und ihre "haltlosen™
Vorwiirfe eines israelischen Volkermords als Beispiel anfiihrt. Die Welt verbindet
Kommentar und Nachricht: In einem Meinungsbeitrag argumentiert Clemens

Wergin, die radikale Linke Europas - von Deutschland uber Frankreich bis zu den
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britischen Gruinen - habe das Nachkriegstabu gegen antisemitische Politik
gebrochen, indem sie Antizionismus zur Werbung muslimischer Wahler einsetze
und sowjetische "Zionismus-gleich-Rassismus"-Rhetorik wiederbelebe; separat
berichtet Die Welt tiber die Berliner Krise um die Linke-Politikerin Vanessa Emde,
deren Aufnahme in die neue Fraktion trotz unterzeichneter Erklarung zum
Existenzrecht Israels SPD und Grline dazu bewog, die Sondierungsgesprache
auszusetzen. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung deckt denselben Berliner Vorgang
aus zwei Blickwinkeln ab - einer sachlichen Reportage von Stephan Klenner liber
das Scheitern der Sondierungen und einem scharferen Kommentar von Jasper von
Altenbockum, der Emde Sympathien fiir eine linksextreme, israelfeindliche
Ideologie vorwirft und argumentiert, die Verabredung von SPD und Griinen mit der
Linken zum Thema Antisemitismus habe sich als wertlos erwiesen. Die
Suddeutsche Zeitung berichtet ebenfalls liber das Scheitern der Berliner
Sondierungen und veroffentlicht zusatzlich ein von Ronen Steinke gezeichnetes
Portrat der neuen deutschen Antisemitismusbeauftragten Katharina von
Schnurbein, das sowohl ihre klar proisraelische Haltung als auch die Vorwiirfe der
Befangenheit schildert, die sie dadurch auf sich zieht. Die weitestgehende
Zuspitzung liefert Martin Grichting in einem Meinungsbeitrag in der Neuen Ziircher
Zeitung, der eine Allianz zwischen linksgriinen Parteien und organisierten
muslimischen Gruppen in Frankreich und Deutschland behauptet, die durch eine
gemeinsame Feindschaft gegeniiber Juden geeint sei - verwurzelt einerseits im
antisemitischen Erbe von Marx, andererseits in religios motiviertem muslimischem
Antijudaismus - und warnt, diese Allianz gefahrde die liberale westliche

Gesellschaft.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Neue Ziircher Zeitung,
Suiddeutsche Zeitung
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Quellenangaben (10)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 2 — ,Jewish Greens to sue over Zionism-as-racism...“
The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 12 — ,Rising hostility 'puts Ireland's Jews at...”

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 14 — , Leftism today is built on conspiracy.. .

Die Welt, 15.10.2026, S. 2 — ,,Linke-Fraktion und der Streit um Antisemitismus...“

Die Welt, 15.10.2026, S. 6 — ,,Die Riickkehr der Judenverfolgung®

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 1 — ,,Im Fahrwasser von Extremisten®
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 2 — ,Wie die Sondierungen aus den Fugen...“
Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 29

Suddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 4 — ,,Katharina von Schnurbein (Profil)“

Suddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 5 — ,,Sondierungen zwischen Linke, Griine und SPD...“

[ Technologie & Medien 5Quellen - 2 Sprachen

Kl-Sicherheit, Regulierung und Biosicherheitsrisiken

Bei der Frage nach Sicherheit und Regulierung kiinstlicher Intelligenz zeigen sich
mehrere gegensatzliche Blickwinkel. The Guardian liefert zwei Beitrage: lan Sample
untersucht in seiner Erklarstiick-Reportage, ob KI-Chatbots bei der Entwicklung von
Biowaffen helfen konnten, und kommt zum Schluss, dass der Zugang zu Material
und praktisches Fachwissen die eigentlichen Hirden bleiben, fordert aber dennoch
eine formelle staatliche Aufsicht liber KI-Modelle vor deren Freigabe; Dan Milmo
berichtet Giber Nvidias Spende von Rechenleistung im Wert von 190 Millionen Pfund
an die britische Kl-Sicherheitsforschung und nimmt dabei offizielle Warnungen vor
Kl-gestltzten Cyberangriffen und sich selbst replizierender Kl ernst - beide Artikel
rahmen die Risiken als real und staatliches Eingreifen als geboten. Anders die Los
Angeles Times: Michael Hiltzik argumentiert in seiner Kolumne, dass die
offentlichen Rufe der KI-Industriefiihrer nach Regulierung in Wahrheit darauf
abzielen, Selbstregulierung mit minimaler staatlicher Aufsicht durchzusetzen, ein
Muster, das sich historisch in vielen Branchen wiederhole, und pladiert dafiir,
bestehende Gesetze einfach durchzusetzen statt neue nach den Wiinschen der
Industrie zu gestalten. In der Washington Post stehen sich zwei Positionen

gegenliber: Zachary Karabell argumentiert in seinem Meinungsbeitrag, das
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vorherrschende Narrativ einer existenziellen Bedrohung durch Kl sei Gibertrieben
und drohe eine reaktive Regulierung auszulosen, die enorme Vorteile blockiere -
eine Parallele zur angstgetriebenen Bremsung der Atomkraft -, wahrend ein
unsigniert erschienener Artikel den Vorschlag des Senatskandidaten Abdul El-Sayed
kritisiert, per US-chinesischem Vertrag die Entwicklung fortgeschrittener Kl zu
stoppen, und stattdessen den ingenieurwissenschaftlichen Ansatz von Microsoft-
Chef Satya Nadella beflirwortet, der auf sichere, kontrollierbare Systeme setzt. USA
Today erganzt eine weitere Perspektive: Douglas Yeung argumentiert in seiner
Kolumne, dass sowohl amerikanische als auch chinesische Politik und Industrie Kl
falschlich als rettenden "Deus ex Machina" darstellten, um ein geopolitisches
Wettrlisten zu rechtfertigen, obwohl die Bevolkerung in beiden Landern diesem
Narrativ misstraue, und fordert eine KI-Entwicklung, die sich am 6ffentlichen Willen

orientiert statt am Streben nach Uberlegenheit.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Guardian, Los Angeles Times, USA Today, The

Washington Post
Quellenangaben (7)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3

The Guardian, 15.10.2026, S. 25 — ,,Could Al play a role in...“

The Guardian, 15.10.2026, S. 25 — ,,Chipmaker Nvidia gives UK £190m for..."

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 10

USA Today, 15.10.2026, S. 7

The Washington Post, 15.10.2026, S. 15 — ,'Extinction potential": This alarmist Al narrative...“

The Washington Post, 15.10.2026, S. 16 — ,The Luddite and the engineer*

® Diplomatie & internationale Beziehungen 4 Quellen - 2 Sprachen

Festnahme eines japanischen Journalisten in Russland

Alle vier Quellen - The Daily Telegraph, die Frankfurter Allgemeine Zeitung, die Neue
Zurcher Zeitung und The Washington Post - berichten weitgehend sachlich tber die

Festnahme des japanischen Journalisten Yuki Imai durch den russischen
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Inlandsgeheimdienst FSB wegen angeblicher Spionage, setzen dabei aber
unterschiedliche Schwerpunkte. The Daily Telegraph zieht in einem Beitrag von Lilia
Sebouai eine Parallele zum Fall Evan Gershkovich und hebt die Kreml-Behauptung
hervor, Imai habe Informationen lber eine "militarische Spezialoperation" auf den
umstrittenen Kurilen gesammelt, und ordnet den Fall in die sich verschlechternden
russisch-japanischen Beziehungen im Kontext des Ukraine-Kriegs ein. The
Washington Post, berichtet von Mary Ilyushina und Chie Tanaka, konzentriert sich
auf Japans diplomatischen Protest und warnt, der Vorfall werde "die Atmosphare
der russisch-japanischen Beziehungen weiter triiben". Die Neue Ziircher Zeitung
liefert eine zuriickhaltendere, eher prozedural gehaltene Darstellung mit Details zur
Festnahme auf Sachalin, dem Transport nach Moskau und der zweimonatigen
Untersuchungshaft, ohne auf weiterreichende politische Implikationen einzugehen.
Am eigenstandigsten ist die Einordnung von Tim Kanning und Friedrich Schmidt in
der Frankfurter Allgemeine Zeitung, die Imai als mogliches Faustpfand Moskaus
deuten und vermuten, er konnte Teil eines "Austauschfonds" fir kiinftige
Gefangenenaustausche werden - eine Interpretation, die sich in den tibrigen

Quellen nicht findet.

Quellen: The Daily Telegraph, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Neue Ziircher Zeitung, The

Washington Post
Quellenangaben (4)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 12
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 5
Neue Zurcher Zeitung, 15.10.2026, S. 4

The Washington Post, 15.10.2026, S. 12

® Sicherheit & Konflikte 4 Quellen - 2 Sprachen

Prozess um die Nord-Stream-Sprengung

Vier Zeitungen - Die Welt, die Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Guardian und die

Suddeutsche Zeitung - berichten tiber den Auftakt des Hamburger Prozesses gegen
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den ehemaligen ukrainischen Offizier Serhij K., dem vorgeworfen wird, das Team
geleitet zu haben, das 2022 die Nord-Stream-Pipelines sprengte, setzen dabei aber
unterschiedliche Schwerpunkte. Die Welt liefert die knappste, rein
verfahrensbezogene Darstellung und zitiert lediglich das Argument der
Verteidigung, die Pipeline sei eine "russische Waffe" und damit ein legitimes Ziel
gewesen, ohne weiteren Kontext. Julian Staibs Bericht in der Frankfurter
Allgemeine Zeitung stellt beide Seiten ausfiihrlicher gegentiiber: die Anklage, die
den Akt als verfassungswidrige Sabotage und Kriegsverbrechen im Zusammenhang
mit Russlands Krieg gegen die Ukraine wertet, und die Verteidigung, die mangelnde
Beweise geltend macht und Nord Stream als finanzielle, militarische und politische
Waffe Russlands beschreibt. Kate Connollys Artikel im Guardian riickt die
strategische Logik der Anklage in den Vordergrund - das Ziel sei gewesen, die
Gaslieferungen dauerhaft zu stoppen und Russland die Einnahmen zur
Finanzierung seines Kriegs zu entziehen - und strukturiert die Geschichte vor allem
entlang der Anklage gegen das Leugnen des Angeklagten. Ulrike Nimz geht in ihrem
Artikel in der Siddeutschen Zeitung am weitesten, indem sie die moralische und
politische Ambivalenz des Falls herausstellt, explizit fragt, ob es sich um einen
Kriegsverbrecher oder einen Helden handelt, und betont, dass der Prozess eine
bedeutende Belastungsprobe fiir die deutsche Aufienpolitik darstellt. Ein flinfter
Beitrag, von Lauri Mdlksoo in der Frankfurter Allgemeine Zeitung, befasst sich gar
nicht mit dem Prozess selbst, sondern analysiert Russlands historische
vOlkerrechtliche Doktrin des Vertragsbruchs und liefert damit breiteren Hintergrund
zu Russlands Verhalten gegentiber der Ukraine, ohne den Nord-Stream-Fall zu

erwahnen.

Quellen: Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Guardian, Stiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (5)

Die Welt, 15.10.2026, S. 3

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 4 — ,,Prozessbeginn gegen mutmalRlichen Nord-Stream-
Saboteur*

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 6 — ,Russlands gebrochene Versprechen: Was russisches
Volkerrechtsdenken...”

The Guardian, 15.10.2026, S. 7
Stiddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 5
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@ Innenpolitik 3 Quellen - 2 Sprachen

Schiilerproteste in Frankreich

Die Berichterstattung uber die franzosischen Schiilerproteste zerfallt in drei ganz
unterschiedliche Blickwinkel. The Daily Telegraph konzentriert sich in einem Bericht
von Henry Samuel auf die Eskalation selbst: einen Polizisten, der angeklagt wurde,
nachdem er einen Schiler mit einem Gummigeschoss erblindet hatte, Polizeigewalt
gegen Demonstranten allgemein sowie die politischen Reaktionen von Macron,
dem Innenminister und Prasidentschaftskandidaten - eine faktenorientierte
Darstellung, die das Sicherheits- und Politdrama in den Vordergrund stellt. Die
beiden deutschsprachigen Zeitungen deuten die Proteste dagegen als Symptom
tieferliegender struktureller Probleme, ziehen daraus aber unterschiedliche
Schlisse. Daniel Steinvorth argumentiert in seinem Meinungsbeitrag in der Neue
Zurcher Zeitung, die Unruhen seien erst ein Vorgeschmack auf weitaus heftigere
Verteilungskampfe, da der franzdsische Staat seit langem Uber seine Verhaltnisse
lebe und sozialen Frieden nicht langer mitimmer neuen Ausgaben erkaufen konne.
Sara Maria Behbehani zeigt sich dagegen in ihrem Meinungsbeitrag in der
Suddeutsche Zeitung solidarisch mit den Anliegen der Schiiler - marode Schulen,
Lehrermangel und schlechte PISA-Ergebnisse - und nutzt die Proteste als
Kontrastfolie zu Deutschland, wo trotz dhnlich desolater Zustande keine
vergleichbare Protestbewegung entstanden ist; sie ruft deutsche Schiiler und

Lehrer dazu auf, sich ebenfalls zu wehren.

Quellen: The Daily Telegraph, Neue Ziircher Zeitung, Stiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (3)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 12
Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 17

Stiddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 4

Sicherheit & Konflikte 3 Quellen -2 Sprachen
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Huthi-Angriffe auf Saudi-Arabien und Folgen fiir die
Energiepolitik

Die drei Zeitungen setzen bei den Huthi-Angriffen auf Saudi-Arabien sehr
unterschiedliche Schwerpunkte. In seinem Meinungsbeitrag flir The Daily Telegraph
argumentiert Con Coughlin, der Westen - allen voran die USA und europadische
Machte wie GroRbritannien - lasse Saudi-Arabien bei der Abwehr der iranisch
unterstitzten Huthi-Raketenangriffe im Stich; diese Schwache gefahrde die globale
Energieversorgung und werde von Gegnern des Westens ausgenutzt. Damit rahmt
er das Geschehen vor allem als westliches Versaumnis. Die Los Angeles Times
berichtet demgegeniiber nlichterner und faktenorientierter tiber den Huthi-Angriff
auf die Zentrale des saudischen Olriesen Aramco und weitere Ziele, beschreibt
einen ZermUrbungskrieg zwischen beiden Seiten und verweist auf offene Fragen zur
amerikanischen Beteiligung, ohne eine ausgepragte eigene Deutung vorzunehmen.
Die Neue Zlrcher Zeitung wiederum wahlt in einem Beitrag von R. Werthoffer eine
ganz andere Perspektive: Statt den Westen in den Mittelpunkt zu rlicken, analysiert
sie die innenpolitischen Folgen fiir Saudi-Arabien und argumentiert, die Angriffe auf
den Flughafen von Riad stellten die bislang grofste Herausforderung fiir die
Herrschaft von Mohammed bin Salman dar, die sowohl die saudische Sicherheit als
auch sein wirtschaftliches Zukunftsprojekt Vision 2030 bedrohe, wahrend die
saudische Fuhrung orientierungslos wirke und am Ende zu einer demutigenden
Verhandlungslésung gezwungen sein konnte. Wahrend The Daily Telegraph die
Krise also als Test flir die westliche Entschlossenheit deutet und die Los Angeles
Times sich auf die Dokumentation der Ereignisse konzentriert, liest die Neue

Zircher Zeitung sie als Priifstein fir das politische Uberleben des Kronprinzen.

Quellen: The Daily Telegraph, Los Angeles Times, Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (3)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 15
Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 2

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 3
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[ Handel & Wirtschaft 3 Quellen -2 Sprachen

Streit um Zolle auf chinesische Elektroautos

Die Berichterstattung zu diesem Thema zerfallt in drei unterschiedliche Blickwinkel
auf denselben Grundkonflikt: die wachsende Exportflut aus China. The Daily
Telegraph rlickt in einem Beitrag von James Titcomb den politischen
Schlagabtausch zwischen London und Brissel in den Mittelpunkt und berichtet,
dass die Labour-Regierung den Druck der EU zurlickweist, hohere Z6lle auf
chinesische Elektroautos als Voraussetzung fiir engere britisch-europaische
Handelsbeziehungen einzuflihren - britische Handelsentscheidungen sollten sich
allein am nationalen Interesse orientieren. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung
verlagert den Fokus auf die innereuropaische Debatte selbst und stellt vor dem EU-
Gipfel zwei gegensatzliche konomische Positionen gegentiber: Okonomen des IfW
pladieren fiir ein neues handelspolitisches Schutzinstrument gegen chinesische
Exporte, wahrend der Politikwissenschaftler Simon Evenett entgegenhalt, es gebe
"keinen massiven Industrieschock aus China" und die Schuldzuweisung an
Auslander sei meist ein schlechtes Zeichen - womit die Zeitung akademische
Zweifel an der Pramisse der Zollforderungen in den Vordergrund stellt. Die Globe
and Mail liefert, in Keith Bradshers Beitrag sowie einem begleitenden Artikel, den
globalen Rahmen: Chinas Rekordhandelsuiberschuss, angetrieben von einer
schwachen Wahrung und Exportsubventionen, schiirt eine europaische
Verargerung, die so weit reicht, dass manche Politiker bereits einen "Kill Switch" zur
Blockade chinesischer Waren vorschlagen - der britisch-europaische Zollstreit
erscheint hier eingebettet in ein weitaus grofieres globales

Handelsspannungsgeflige statt als isolierter bilateraler Disput.

Quellen: The Daily Telegraph, Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Globe and Mail
Quellenangaben (4)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 18
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 16
The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 19 — ,China's exports soar

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 21 — ,,China's trade surplus on track for...“
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[ Handel & Wirtschaft 3 Quellen -2 Sprachen

KI-Boom, Staatsverschuldung und Risiken fiir die
Anleihemarkte

Die drei Quellen nahern sich dem Zusammenspiel aus Kl-Blase und angespannten
Staatsschulden aus unterschiedlichen Richtungen. In seinem Beitrag flir Die Welt
gibt Michael Hofling die Warnung von Ray Dalio wieder, wonach die wachsende
Staats- und Unternehmensverschuldung - angeheizt durch gewaltige Kredite zur
Finanzierung von Kl-Infrastruktur - innerhalb von etwa drei Jahren eine
Schuldenkrise auslosen konnte; der KI-Boom wird dabei explizit als klassische
spekulative Blase beschrieben, die mit einem Barenmarkt fiir Anleihen
zusammentrifft. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung riickt in einem unsignierten
Bericht stattdessen die institutionelle Warnung des IWF-Fiskalchefs Rodrigo Valdés
in den Vordergrund, der bis 2030 eine globale Staatsverschuldung von tiber 100
Prozent des Bruttoinlandsprodukts prognostiziert und hoch verschuldete
Industrielander zu sofortiger Haushaltskonsolidierung mahnt, bevor die
Finanzmarkte sie dazu zwingen - eine breitere strukturelle Sorge, die nicht
spezifisch an die KI-Entwicklung geknupft ist. Mike Dolan hingegen bietet in seinem
Meinungsbeitrag flir die Globe and Mail eine paradoxere, strategische Lesart: Er
argumentiert, Regierungen mit angespannten Anleihemarkten kdnnten sich
insgeheim einen Rickschlag im KI-Boom wiinschen, da eine Korrektur Anleger
zurlick in Staatsanleihen treiben und so den fiskalischen Druck lindern wiirde -
wenngleich er zugleich die Risiken eines solchen Schocks fiir die Finanzstabilitat
anerkennt. Wahrend Die Welt die Alarmrufe eines prominenten Investors
transportiert und die Frankfurter Allgemeine Zeitung einen institutionellen Appell
zur Haushaltsdisziplin wiedergibt, dreht Dolan das Verhaltnis zwischen den beiden
potenziellen Krisen um und deutet an, dass die eine der anderen paradoxerweise

nutzen konnte.

Quellen: Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Globe and Mail
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Quellenangaben (3)

Die Welt, 15.10.2026, S. 10
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 17

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 27

o Innenpolitik 3 Quellen -1 Sprache

Verkaufsstopp flir Sally Rooneys Blicher wegen
Palestine-Action-Verbot

Alle drei Zeitungen berichten Uber denselben Vorgang - Sally Rooneys Blicher
werden in Grol3britannien vom Verkauf zurlickgezogen, weil ihr Verlag die
Tantiemen, die sie der als Terrororganisation eingestuften Gruppe Palestine Action
zukommen lassen will, nicht mehr auszahlen darf -, setzen aber unterschiedliche
Akzente. Der Daily Telegraph riickt in Tim Sigsworths Bericht die Terrorismus-
rechtliche Dimension in den Vordergrund und zitiert Rooneys Anklindigung,
Palestine Action und "direkte Aktionen gegen Volkermord" weiter zu unterstutzen,
so dass ihre Position eher als strittige Behauptung denn als unbestrittene Tatsache
erscheint. The Globe and Mail konzentriert sich in Sam Tobins Artikel auf die
juristisch-prozedurale Seite - die gesetzliche Beschrankung der Tantiemen-
Weiterleitung - und zitiert Rooneys zuritickhaltende Bereitschaft, die Konsequenzen
ihrer Haltung zu tragen. The Guardian widmet dem Fall in zwei Beitragen (einem mit
Namensnennung von Haroon Siddique und George Francis Lee, einem weiteren
unsigniert) die ausfihrlichste und sympathischste Darstellung von Rooneys eigener
Argumentation und hebt ihre Warnung hervor, Schriftsteller dirften nicht erleben,
dass ihre Biicher wegen ihrer politischen Uberzeugungen aus den Regalen
verschwinden - und rahmt den Fall damit eher als Frage der Meinungs- und

Kunstfreiheit denn als bloRe Gesetzesanwendung.

Quellen: The Daily Telegraph, The Globe and Mail, The Guardian
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Quellenangaben (4)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 11
The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 15
The Guardian, 15.10.2026, S. 1 — ,| cannot sell my books to...“

The Guardian, 15.10.2026, S. 4 — ,Sally Rooney withdraws books from sale...“

o Innenpolitik 3 Quellen -1 Sprache

Indiens Jugendproteste und die Kontroverse um die
Wahlkommission

Alle drei Zeitungen berichten Giber denselben Kernvorgang - die massenhafte
Streichung von Namen aus Indiens Wahlerverzeichnissen und die darauffolgende
Welle staatlicher Repression gegen Protestierende -, setzen aber unterschiedliche
Schwerpunkte. The Daily Telegraph konzentriert sich in einem Bericht von Samaan
Lateef eng auf die Inhaftierung zweier Anfiihrer der "Kakerlaken"-Jugendbewegung,
die den Ruicktritt des Wahlkommissars forderte, und zitiert Menschenrechtler,
wonach Modis Regierung demokratische Freiheiten aushohle - der Ton bleibt dabei
uberwiegend sachlich-berichtend. The Guardian bringt zwei einander erganzende
Beitrage: Hannah Ellis-Petersen und Shaikh Azizur Rahman rucken die menschliche
Wut gewohnlicher Biirger in den Mittelpunkt, die ihre Namen plotzlich von den
Wahlerlisten gestrichen finden, und betonen, dass die "Special Intensive Revision"
uberproportional Muslime, Arme und Angehorige niedrigerer Kasten trifft -
Gruppen, die kaum fiir die BJP stimmen. Aakash Hassan wahlt in seinem Beitrag
einen starker institutionellen Blickwinkel und zitiert friihere Wahlkommissare sowie
Menschenrechtsorganisationen, die den Prozess als "nationale Schikane-
Kampagne" gegen Muslime bezeichnen, die die Glaubwiirdigkeit der indischen
Wahlen untergrabe. Am scharfsten urteilt Rana Ayyub in einem Meinungsbeitrag flir
The Washington Post: Die harte Reaktion der Regierung auf friedliche Proteste
gegen die Wahlerlistenbereinigung - Massenverhaftungen, Internetabschaltungen
und Polizeigewalt - offenbare nicht Starke, sondern die Angst hinter der

Machtfassade, und entlarve Modis demokratische Rhetorik als hohl.
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Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian, The Washington Post
Quellenangaben (4)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 12
The Guardian, 15.10.2026, S. 26 — ,/My name’s erased’: Anger at electoral...”
The Guardian, 15.10.2026, S. 27 — ,India's Special Intensive Revision of voter...”

The Washington Post, 15.10.2026, S. 17

® Handel & Wirtschaft 3 Quellen -1 Sprache

Deutsche Autoindustrie unter Druck durch chinesische
Konkurrenz

Alle drei Beitrage stammen aus dem deutschsprachigen Raum, beleuchten die
chinesische Herausforderung aber aus unterschiedlichen Blickwinkeln. In seinem
Beitrag im Spiegel konzentriert sich Pelle Kohrs auf die unmittelbaren Folgen fiir
Deutschland: massive staatliche Subventionen chinesischer E-Auto-Hersteller sowie
die US-Zélle der Trump-Ara fiihrten zu massivem Stellenabbau in der deutschen
Autoindustrie - ein wirtschaftlich-sozial gefarbtes Warnsignal. In seinem Beitrag in
der Frankfurter Allgemeine Zeitung weitet Niklas Zaboji den Blick iber die
Autobranche hinaus auf die Luftfahrtindustrie und argumentiert, China habe
Europa in zentralen Zukunftstechnologien durch Subventionen und ruindsen
Preiswettbewerb bereits Uberholt; es sei nur eine Frage der Zeit, bis chinesische
Hersteller auch Airbus und Boeing herausfordern - eine breiter angelegte,
strategische Wettbewerbsperspektive. Cornelius Welp lenkt in seinem Beitrag in der
Neue Ziircher Zeitung den Blick dagegen auf die europaische Industriepolitik: Er
schildert, wie deutsche Industrieverbande vor den geplanten "Buy European"-
Vorgaben der EU fiir die Autoindustrie warnen, da diese Gegenmassnahmen aus
China und den USA provozieren und exportabhangige deutsche Mittelstandler hart
treffen konnten - wahrend etwa Volkswagen die Massnahmen befiirwortet.
Wahrend Der Spiegel und die Frankfurter Allgemeine Zeitung die chinesische

Konkurrenz also als strukturelles und technologisches Problem darstellen, riickt die
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Neue Zlrcher Zeitung die Risiken des europaischen protektionistischen

Gegenkurses selbst in den Mittelpunkt.

Quellen: Der Spiegel, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (3)

Der Spiegel, 15.10.2026, S. 40
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 22

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 25

] Innenpolitik 3 Quellen -1 Sprache

Innenpolitische Debatte liber deutsche Ukraine-
Unterstiitzung

Sieben Beitrage aus drei Zeitungen behandeln den gemeinsamen Vorsto(’ von AfD
und BSW gegen die deutsche Ukraine-Unterstiitzung, setzen dabei aber
unterschiedliche Schwerpunkte. Die Welt riickt die Frage auf die Bundesebene: Die
Zeitung berichtet, wie Kanzler Merz AfD und Die Linke vorwirft, die russische
Bedrohung herunterzuspielen und Chaos zu stiften, und betont, dass die
militarische Unterstutzung nicht zulasten der innenpolitischen Sozialausgaben
gehe. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung und die Stiddeutsche Zeitung
konzentrieren sich dagegen auf dasselbe konkrete Ereignis - den Antrag von AfD
und BSW im Landtag von Sachsen-Anhalt, die militarische und finanzielle Hilfe fur
die Ukraine zu beenden und die Russland-Sanktionen aufzuheben -, beleuchten es
aber aus verschiedenen Blickwinkeln. In der Frankfurter Allgemeine Zeitung
beschreibt Reinhard Bingener in seinem Bericht die Sondersitzung als blofies
politisches "Schaufenster" ohne echten Gehalt, wahrend Stephan Lowenstein in
einem Meinungsbeitrag flir dieselbe Zeitung den Antrag als zynische Verdrehung
der Realitat angreift und betont, dass einzig Putin den von ihm begonnenen Krieg
beenden kdnne, weshalb die Schuldzuweisung an die Ukraine und ihre westlichen
Unterstitzer die Tatsachen auf den Kopf stelle. Ebenfalls in der Frankfurter

Allgemeine Zeitung weitet Heinrich August Winkler in seinem Beitrag den Blick
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historisch, halt Vergleiche mit der Weimarer Republik von 1932 groRtenteils flr
verfehlt und warnt vor einem AfD-Verbot als zu einfacher Losung, kritisiert zugleich
aber scharf, dass sowohl AfD als auch Die Linke die Ukraine-Unterstiitzung
ablehnten und damit Putins Strategie dienten, einen Keil zwischen Deutschland
und das westliche Blindnis zu treiben. Die Stiddeutsche Zeitung bringt drei eigene
Stimmen ein: Tim Frehler liefert einen weitgehend sachlichen Bericht tiber die
turbulente Sitzung, die ohne reale politische Folgen blieb; in einem
Meinungsbeitrag fir dieselbe Zeitung sieht Katharina Riehl die Debatte - zusammen
mit koalitionsinternen Streitigkeiten tiber Antisemitismus - als Beleg dafiir, dass der
politische Diskurs in Deutschland in parallele Realitdten zerfallt, die keine
Gemeinsamkeiten mehr suchen; und Gustav Seibt verscharft in einem weiteren
Meinungsbeitrag die Warnung, indem er argumentiert, eine bundesweite
Ubernahme der AfD-BSW-Position - Abkehr von der Ukraine und Aufhebung der
Sanktionen - wiirde Europa in die Instabilitat der Zeit vor 1914 oder der
Zwischenkriegszeit zurlickwerfen, Deutschland isolieren und gefahrden und einzig

Russland nitzen.

Quellen: Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Siiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (7)

Die Welt, 15.10.2026, S. 1
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 2 — ,Ein Tag flir das Schaufenster”

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 8 — , Zeitgeschehen commentary on Ukraine peace
motion...*

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 11 — ,Wir haben die Lehren aus Weimar.. .
Sliddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 4 — ,,Im Theater der Unwahrheit®
Stiddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 6 — ,Viel Larm um Krieg und Frieden“

Stiddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 9 — ,,Das ist der Wahnsinn®

] Migration & Gesellschaft 3 Quellen - 1 Sprache
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Ceuta: Migrationskrise und die Rolle der spanischen
Krone

Alle drei Zeitungen berichten tber den Besuch von Konig Felipe VI. in Ceuta nach
der sommerlichen Migrationskrise, setzen dabei aber unterschiedliche
Schwerpunkte. Die Welt beschreibt in einem Beitrag von Diana Pieper vor allem die
Stimmung vor Ort: Die Bewohner seien wiitend Uber die langsame Reaktion der
Regierung, es herrsche Angst vor steigender Kriminalitat, und Ceuta wird als
"Dampfkessel, der jederzeit explodieren kann" charakterisiert - der kdnigliche
Besuch erscheint hier vor allem als Versuch, angesichts des politischen Schadens
flr Ministerprasident Sanchez verlorenes Vertrauen zuriickzugewinnen. Die
Frankfurter Allgemeine Zeitung, in einem nur mit dem Kiirzel hcr. gezeichneten
Artikel, stellt dagegen die Souveranitatsbotschaft des Konigs in den Vordergrund
und zitiert dessen Aussage, die territoriale Integritat von Ceuta und Melilla sei "nicht
verhandelbar" - Bedrohungen der Exklaven werden hier als Bedrohung flr die
gesamte Europdische Union gerahmt. Julia Macher geht in ihrem Beitrag fiir die
Neue Zlrcher Zeitung noch einen Schritt weiter und analysiert das politische Kalkdl
hinter dem Besuch: Der Konig habe ungewohnlich deutliche Worte gewahlt, um
offentliches Vertrauen wiederherzustellen, dabei aber sorgfaltig eine direkte
Konfrontation mit Marokko sowie eine Beschéadigung der Regierung Sanchez
vermieden - fiir sie zeigt sich darin eine bewusste Arbeitsteilung zwischen Krone
und Regierung in heiklen auRenpolitischen Fragen. Wahrend Die Welt also den
Unmut der Bevolkerung und das Versagen der Regierung betont, hebt die
Frankfurter Allgemeine Zeitung das Souveranitatsprinzip hervor, und die Neue
Zircher Zeitung bietet die differenzierteste strategische Deutung der Rolle der

Monarchie.

Quellen: Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (3)

Die Welt, 15.10.2026, S. 5
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 5

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 4
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@ Innenpolitik 2 Quellen - 2 Sprachen

US-Pressefreiheit und Rechtsstreitigkeiten mit Trump

Die beiden Artikel behandeln unterschiedliche juristische Auseinandersetzungen
rund um Pressefreiheit und Trump personlich, aus jeweils eigener Perspektive. Die
Welt berichtet sachlich tGber die Entscheidung eines US-Bundesrichters, der CNN,
MS NOW und Politico recht gibt, die geltend machen, ihnen sei der Zugang zum
Weilsen Haus zu Unrecht entzogen worden - die Geschichte wird als institutioneller
Erfolg der Medien gegeniiber der Regierung dargestellt. The Guardian hingegen
riickt in einem Beitrag von Jeremy Barr Trumps eigene Verleumdungsklage tiber 10
Milliarden Dollar gegen die BBC wegen einer Dokumentation in den Mittelpunkt und
schildert, wie die BBC gerichtlich durchsetzen will, dass Trump sich einer
Zeugenaussage stellt, nachdem sein Rechtsteam die Terminvereinbarung verzogert
hatte. Wahrend Die Welt das Thema als grundsatzlichen Konflikt um Pressefreiheit
und Zugang zum WeilRen Haus rahmt, zeichnet The Guardian Trump als aggressiven
Klager, der sich dem Verfahren zu entziehen scheint, und betont die prozessuale

Initiative der BBC, ihn zur Aussage zu zwingen.

Quellen: Die Welt, The Guardian
Quellenangaben (2)

Die Welt, 15.10.2026, S. 3
The Guardian, 15.10.2026, S. 11

@ Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen - 2 Sprachen

Iran, Russland und Trumps AuRenpolitik

Beide Beitrage, beides signierte Meinungstexte, greifen dasselbe Ereignis auf -
Trumps Diesel-Deal mit Putin -, deuten es aber aus leicht unterschiedlichen
Blickwinkeln. In ihrem Beitrag fiir Die Welt gibt Gabriella Colarusso die
Einschatzung des Iran-Experten Vali Nasr wieder, wonach der Deal amerikanische

Verzweiflung und Trumps Gleichgiiltigkeit gegeniiber den transatlantischen
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Beziehungen offenbare, da er den Konflikt mit dem Iran - "ein Krieg, in den die USA
direkt involviert sind" - Uiber die Ukraine und tGiber das Vertrauen der europaischen
Verblindeten stelle, wahrend zugleich ein erneuter amerikanisch-iranischer Krieg
drohe. Timothy Snyder hingegen spannt in seinem Meinungsbeitrag flr die Globe
and Mail einen weiteren Bogen: Er deutet den Deal und Trumps generell
prorussischen Kurs als "Selbstmord einer Supermacht" - einen systematischen
Verrat an der Ukraine und an amerikanischen Verblindeten, der sowohl Putin als
auch dem Iranin die Hande spiele. Wahrend Nasr, vermittelt durch Colarusso, seine
Kritik auf die Spannung zwischen Trumps Iran-Politik und seiner Russland-Europa-
Politik konzentriert, zeichnet Snyder ein umfassenderes Bild amerikanischer
strategischer Kapitulation gegenliber Russland, in dem der Iran nur als Nebenmotiv
innerhalb einer groReren Erzahlung tber eine neue Nahe zwischen Washington und

Moskau erscheint.

Quellen: Die Welt, The Globe and Mail
Quellenangaben (2)

Die Welt, 15.10.2026, S. 5
The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 13

® Sicherheit & Konflikte 2 Quellen - 2 Sprachen

Verteidigungsindustrie und Drohnenriistung im
Westen

Die beiden Artikel beleuchten unterschiedliche Facetten der westlichen Aufriistung
in der Verteidigungsindustrie, ohne sich auf dasselbe Ereignis zu beziehen. In einem
Beitrag von Gerhard Hegmann berichtet Die Welt Uiber den ersten erfolgreichen
Europa-Testflug der Kampfdrohne Valkyrie von Airbus und ordnet dies als
technologischen Meilenstein in einen sich verscharfenden Wettbewerb zwischen
europaischen und amerikanischen Ristungskonzernen um einen

milliardenschweren Bundeswehr-Auftrag fir hunderte Kampfdrohnen ein. Der
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Fokus liegt hier klar auf industrieller Konkurrenz und technischer
Leistungsfahigkeit. Der Artikel von Pippa Norman in der Globe and Mail richtet den
Blick dagegen auf Kanada und dessen Bemiihen, eine eigenstandige
Verteidigungsindustrie aufzubauen und die NATO-Ausgabenziele zu erreichen;
zitierte Regierungsvertreter und Branchenmanager raumen trotz Fortschritten
anhaltende Schwachen ein, etwa fehlende Testeinrichtungen und unzureichende
Finanzierung. Wahrend Die Welt einen optimistischen, produktbezogenen Ton
anschlagt und einen konkreten technischen Erfolg feiert, wirkt der Beitrag der
Globe and Mail reflektierter und kritischer, indem er Kanadas Herausforderungen in
den Kontext der aus dem Krieg in der Ukraine gezogenen Lehren stellt und die

Lucke zwischen strategischem Anspruch und industrieller Wirklichkeit betont.

Quellen: Die Welt, The Globe and Mail
Quellenangaben (2)

Die Welt, 15.10.2026, S. 10
The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 25

o Innenpolitik 2 Quellen - 2 Sprachen

Trumps Vergeltungskampagne gegen politische
Gegner

Die Berichterstattung zu diesem Thema teilt sich in einen weiten, institutionellen
Uberblick und eine detailreiche Einzelfall-Recherche. Die Frankfurter Allgemeine
Zeitung zeichnet, in einem mit dem Kiirzel "sat" gezeichneten Beitrag, ein breites
Bild von Trumps "Vergeltungskampagne" als systematisches Muster: Klagen und
Strafverfahren gegen Journalisten, Richter, Staatsanwalte, friihere Beamte und
Demonstranten sowie eine Anweisung gegen angeblich linksextreme Netzwerke
werden als Beleg dafiir angefiihrt, dass Trump staatliche Macht nutzt, um sich an
allen zu rachen, die ihm und der MAGA-Bewegung im Weg standen. Die Washington

Post konzentriert sich dagegen ganz auf einen konkreten Fall: die
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Bundesdurchsuchung im Haus der Kongressabgeordneten Ilhan Omar nur 22 Tage
vor der Kongresswahl in Minnesota. Ein Bericht der Zeitung stellt die Durchsuchung
als Bruch der seit Langem geltenden, ungeschriebenen 60-Tage-Regel des
Justizministeriums dar, die verhindern soll, dass Strafverfolgungsmaltnahmen
Wahlen beeinflussen, und zitiert Kritik von Demokraten und Juristen. Ein zweiter
Beitrag, von Ted Hesson und Jeremy Roebuck, schildert sachlich den Gegenstand
der Ermittlungen - Fragen zu Omars Geburtsdatum und Einburgerungsunterlagen -
und betont zugleich, wie ungewdhnlich ein derart 6ffentliches Vorgehen gegen ein
amtierendes Kongressmitglied so kurz vor einer Wahl ist. Ein dritter Artikel, von
David Nakamura, Alexei Koseff und Razzan Nakhlawi, gibt die Verteidigung eines
Justizministeriums-Vertreters wieder, wonach die 60-Tage-Regel nur "informelle
Praxis, keine schriftliche Vorgabe" sei, stellt dem aber Rechtsexperten gegentiber,
die keine anerkannte Ausnahme fiir den Zeitpunkt sehen und vor einem gezielten
Versuch warnen, Omars Wahlchancen zu schadigen. Wahrend die Frankfurter
Allgemeine Zeitung ein weites Narrativ institutioneller Vergeltung als Regierungsstil
entwirft, baut die Washington Post ihre Darstellung von unten her auf den

konkreten Fakten einer einzelnen, umstrittenen Ermittlung auf.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Washington Post
Quellenangaben (4)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3
The Washington Post, 15.10.2026, S. 1 — ,,Omar home search flouts DOJ norms*“
The Washington Post, 15.10.2026, S. 10 — ,,Sources: Omar probe is focused on...*

The Washington Post, 15.10.2026, S. 10 — ,, Justice Dept. official says 60-day rule...”

o Energie & Umwelt 2 Quellen -2 Sprachen

Trumps Klima- und Energiepolitik

Die beiden Zeitungen nahern sich Trumps Klima- und Energiepolitik aus sehr
unterschiedlichen Perspektiven. In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zeichnet

der nur mit dem Kiirzel wvp gekennzeichnete Autor ein umfassendes Bild des
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systematischen Abbaus: Trump habe Klimaauflagen aus der Biden-Ara
zurlickgenommen, sei aus dem Pariser Abkommen ausgestiegen und habe fossile
sowie nukleare Energieerzeugung gefordert, wahrend das Wachstum erneuerbarer
Energien nur dank bundesstaatlicher Programme weiterging - der Beitrag deutet
dies als ideologisch motivierten Generalangriff, der aus Trumps Uberzeugung
resultiere, Klimapolitik sei ein "groRer Schwindel". Die Redaktion der Washington
Post konzentriert sich dagegen auf einen konkreten Einzelfall - den Versuch des
Justizministeriums, das Offshore-Windprojekt Revolution Wind zu torpedieren - und
warnt, dieser Schritt gefahrde eine liberparteiliche Einigung zur
Genehmigungsreform sowie eine "All-of-the-above"-Energiestrategie, von der die
gesamte US-Wirtschaft profitieren wiirde. Wahrend die deutsche Zeitung also eine
breite ideologische Kritik an Trumps klimapolitischer Haltung liefert, wahlt die
Washington Post einen pragmatisch-6konomischen Blickwinkel und sorgt sich vor

allem um die politischen Folgen fir die Uberparteiliche Reformbemihung.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, The Washington Post
Quellenangaben (2)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3

The Washington Post, 15.10.2026, S. 16

] Innenpolitik 2 Quellen - 2 Sprachen

Trumps Umgestaltung Washingtons und der
Nationalgarde-Einsatz

Die beiden Zeitungen beleuchten sehr unterschiedliche Aspekte von Trumps
Vorhaben, Washington neu zu gestalten. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung widmet
sich in einem mit "fste" gezeichneten Beitrag der symbolisch-architektonischen
Dimension: Trumps Plane flir Denkmaler und einen stadtebaulichen Umbau werden
als Versuch beschrieben, die historische Erzahlung der Hauptstadt nach seinem

eigenen Bild umzuschreiben - gestiitzt auf die Einschatzung des Architekturkritikers
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Philip Kennicott in der Washington Post, der darin einen Angriff auf die
republikanische Gestaltungstradition der Stadt sieht. Die Los Angeles Times
konzentriert sich dagegen in einem Bericht von Gary Fields auf die juristisch-
sicherheitspolitische Seite: Dort geht es um ein Berufungsgericht, das pruft, ob
Trumps Einsatz der Nationalgarde in der Hauptstadt eine illegale militarische
Machtibernahme darstellt, nachdem ein unteres Gericht die Stationierung bereits
flr rechtswidrig erklart hatte, weil sie die Befugnisse der ortlichen Behoérden zur
Steuerung der Strafverfolgung untergrabe. Wahrend die deutsche Berichterstattung
Trumps Ambitionen somit als Kampf um die kulturelle und architektonische
Identitat der Hauptstadt rahmt, inszeniert der amerikanische Bericht das Thema als
verfassungsrechtlichen Konflikt zwischen Bundesregierung und lokaler

Selbstverwaltung Giber den Einsatz militarischer Gewalt.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Los Angeles Times
Quellenangaben (2)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 4

® Migration & Gesellschaft 2 Quellen -2 Sprachen

Trumps Einwanderungspolitik und ihre Durchsetzung

Die Berichterstattung zu diesem Thema zerfallt in drei deutlich unterschiedliche
Blickwinkel. In einem von troe gezeichneten Beitrag der Frankfurter Allgemeine
Zeitung liegt der Schwerpunkt auf den menschlichen Kosten der harten
Durchsetzung: dem Tod zweier US-Biirger, Renée Good und Alex Pretti, bei
Einsatzen von ICE und Border Patrol in Minneapolis, wahrend gleichzeitig die Zahl
illegaler Grenzulbertritte sowohl unter Biden als auch unter Trumps Politik drastisch
zurlickgegangen ist - ein Beitrag, der die Malinahmen als statistisch erfolgreich,
zugleich aber als todlich umstritten darstellt. Die Los Angeles Times deckt dagegen

zwei getrennte Schauplatze ab. Ben Finley berichtet tber den verstarkten Einsatz
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von Truppen entlang des Rio Grande gegen Drogen- und Menschenschmuggel
durch Kartelle, zitiert jedoch auch Experten, die bezweifeln, ob die massive
Militarprasenz tatsachlich eine wirksame Strategie oder eher politisches Theater sei
- eine Kritik, die sich gegen die Wirksamkeit, nicht gegen die Absicht richtet. In
einem zweiten Artikel schildert Kevin Rector, wie das US-Justizministerium
Kalifornien dazu drangt, die Briefwahlstimmen tausender Wahler zurlickzuhalten
oder gesondert zu behandeln, denen es unterstellt, keine US-Burger zu sein - ein
Vorgehen, das Experten kurz vor einer Wahl als hochst fragwiirdig bezeichnen.
Wahrend die deutsche Zeitung das Thema tber die Spannung zwischen Gewalt bei
der Durchsetzung und statistischen Erfolgen rahmt, legt die Los Angeles Times zwei
weitere Fronten offen - die militarische und die wahlrechtliche -, auf denen die

Verhaltnismaligkeit und die wahren Motive der Regierung infrage gestellt werden.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Los Angeles Times
Quellenangaben (3)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3
Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 1 — ,Feds press state to withhold some...“

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 4 — ,Military showcases a quieter Rio Grande*“

] Innenpolitik 2 Quellen - 1 Sprache

Burnhams VorstoR fiir engere EU-Beziehungen und neue
Brexit-Debatte

Andy Burnhams Vorstol3 flir engere Beziehungen zwischen Grolibritannien und der
EU wird in der Berichterstattung sehr unterschiedlich gerahmt: The Daily Telegraph
zeigt sich Uberwiegend ablehnend, wahrend The Guardian die Initiative
wohlwollender begleitet. In einem Bericht von Nick Gutteridge und Joe Barnes stellt
The Daily Telegraph Burnhams geplantes Migrationsabkommen als Preisgabe
britischer Souveranitat an EU-Richter dar und zitiert Brexit-Beftirworter mit der
Warnung, man kénne "Souveranitat nicht mit einem Preisschild versehen". In einem

weiteren Beitrag derselben Zeitung gibt Simon Johnson die Position des SNP-
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Vorsitzenden John Swinney wieder, wonach die erneute Brexit-Debatte das
Argument der Regierung, das schottische Unabhangigkeitsreferendum von 2014 sei
ein einmaliges Ereignis gewesen, "vollig untergrabe" und damit die Forderung nach
einem zweiten Referendum "unwiderlegbar" mache. Ein unsigniert erschienener
Artikel in The Daily Telegraph geht noch weiter und wirft Burnham vor, "fahrlassig
mit der Sicherheit der Union" umzugehen, da er den schottischen Nationalisten in
die Hande spiele. Auf den Leserbriefseiten derselben Zeitung finden sich
gegenldufige Stimmen: Derek Wellman erinnert daran, dass die Regierung selbst
durch eine an alle Haushalte verschickte pro-europaische Broschiire Einfluss auf
das urspriingliche Referendum genommen habe, wahrend Nicholas Bromley einen
vollstandigen EU-Beitritt ablehnt, aber ein lockeres, vertragsbasiertes
Alternativmodell vorschlagt. Ein weiterer Artikel von Eir Nolsge in The Daily
Telegraph verweist auf eine Analyse von Goldman Sachs, wonach eine Riickkehr in
den Binnenmarkt der Wirtschaft bis zu 150 Milliarden Pfund einbringen konnte - ein
Befund, der Burnhams Linie indirekt stiitzt, wenngleich Kritiker die Zahl laut dem
Artikel als Ubertrieben zurtickweisen. The Guardian wiederum riickt in einem
Beitrag von Kiran Stacey die wirtschaftlichen Argumente des schottischen Ministers
Douglas Alexander in den Vordergrund, der betont, dass die geografische Nahe
engere Handelsbeziehungen mit der EU - bis hin zu einer Zollunion - lohnender
mache als eigenstandige Freihandelsabkommen; ein weiterer Guardian-Bericht
lasst Alexander zudem erklaren, der Brexit koste GroRRbritannien bereits einen
"realen wirtschaftlichen Preis". Insgesamt deutet The Daily Telegraph Burnhams
Initiative vor allem als Bedrohung flir Souveranitat und den Zusammenhalt der
Union, wahrend The Guardian sie als Reaktion auf eine verpasste wirtschaftliche

Chance darstellt.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian
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Quellenangaben (8)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 1 — ,,Burnham looks to hand power to...“

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 8 — ,‘Brexit debate must open door to...“

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 15 — ,,PM emboldens the Scottish nationalists*
The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 15 — ,Voting interference”

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 15 — , Letter on EU rejoining and Andy...“

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 18 — ,,Rejoin EU for £150bn boost, says...“

The Guardian, 15.10.2026, S. 12 — ,Trade: Britain has most to gain...”

The Guardian, 15.10.2026, S. 13 — ,UK-India trade deal: 'teething problems' and...”

o Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen - 1 Sprache

EU-Haushaltsverhandlungen und Merz' Fithrungsrolle

Die beiden deutschen Zeitungen beleuchten die EU-Haushaltsverhandlungen aus
deutlich unterschiedlichen Blickwinkeln. In seinem Meinungsbeitrag in Die Welt
beschreibt Christoph B. Schiltz die Verhandlungen als einen Machtkampf, aus dem
Kanzler Merz voraussichtlich als Verlierer hervorgehen werde, da Deutschlands
Rolle als wichtigster Nettozahler der EU Berlin letztlich zwinge, massive
Budgeterhohungen und eine Ausweitung der Ukraine-Finanzierung hinzunehmen,
allen offentlichen Widerstand des Kanzlers zum Trotz. Die Frankfurter Allgemeine
Zeitung wahlt mit dem Beitrag von Hendrik Kafsack dagegen einen starker
institutionell-technischen Zugang: Im Mittelpunkt steht die Forderung der
Europdischen Kommission nach Tausenden zusatzlichen Stellen und der
Widerstand der Mitgliedstaaten, allen voran Deutschlands, die eine Aufstockung des
EU-Personals flir unzeitgemal halten, solange die nationalen Verwaltungen selbst
Personal abbauen. Wahrend Die Welt die Geschichte als dramatische Erzahlung von
der Fihrungsschwache des Kanzlers inszeniert, zeichnet die Frankfurter Allgemeine
Zeitung ein nlchterneres Bild eines blirokratischen Feilschens um konkrete

Haushaltsposten.

Quellen: Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung
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Quellenangaben (2)

Die Welt, 15.10.2026, S. 2

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 8

o Innenpolitik 2 Quellen - 1 Sprache

Ruicktritt von Botschafterin Guilfoyle nach Skandal

Zum Rucktritt von Kimberly Guilfoyle als US-Botschafterin in Griechenland stehen
sich ein nlichterner Nachrichtenbericht und eine deutende Einordnung gegeniiber.
Die Welt schildert den Fall iberwiegend anhand der von The Wall Street Journal
aufgedeckten konkreten Vorwiirfe, etwa dass Guilfoyle kurz vor ihrer
Bestatigungsanhorung einen Geldgeber gebeten haben soll, eine
Kreditkartenrechnung tiber 100.000 Dollar zu ibernehmen, sowie der Drohung
gegenliber einem griechischen Beamten. Isabelle Jacobi ordnet den Fall in ihrem
Beitrag in der Neue Ziircher Zeitung dagegen weiter gefasst ein: Sie beschreibt
Aufstieg und Fall einer langjahrigen Vertrauten aus Trumps Umfeld und betont die
Vermischung von Diplomatie und privaten Geschaftsinteressen, unter anderem im
Zusammenhang mit einem geopolitisch bedeutsamen Gaskorridor-Projekt
zwischen Griechenland und der Ukraine - und deutet den Rucktritt damit eher als
Ausdruck eines grofieren Korruptionsmusters im Umfeld Trumps denn als isolierten

Einzelfall.

Quellen: Die Welt, Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (2)

Die Welt, 15.10.2026, S. 3

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 5

o Innenpolitik 2 Quellen - 1 Sprache
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Neue Sprecherin des WeiRen Hauses unter Beschuss

Beide deutschsprachigen Quellen widmen sich der neuen Sprecherin des WeiRRen
Hauses, Katie Zacharia, wahlen dabei aber unterschiedliche Schwerpunkte. Die
Welt liefert einen faktenbasierten Bericht, der sich auf Recherchen von CNN stiitzt
und Zacharias Vergangenheit als Verbreiterin pro-putinscher
Verschworungstheorien sowie antisemitisch anmutender Inhalte dokumentiert,
erganzt um ihre ausweichende Antwort zum US-ukrainischen
Geheimdienstaustausch - der Fokus liegt hier auf ihrer politischen Glaubwiirdigkeit
und ideologischen Vorbelastung. Reymer Kluver hingegen wahlt in seinem
Meinungsbeitrag flr die Sliddeutsche Zeitung einen spottisch-personlichen Zugang
und schildert genusslich Zacharias nervosen, von Patzern durchzogenen Deblit-
Auftritt vor der Presse, wobei er zugleich ihre undurchsichtigen beruflichen und
juristischen Qualifikationen infrage stellt. Wahrend Die Welt den Vorfall als Frage
institutioneller Verantwortlichkeit und Glaubwurdigkeit behandelt, macht Kliver

daraus eine komische Illustration personlicher Unprofessionalitat.

Quellen: Die Welt, Stiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (2)

Die Welt, 15.10.2026, S. 3

Suddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 7

o Energie & Umwelt 2 Quellen - 1 Sprache

Deutsche Gasreserve und Energiesicherheitspolitik

Die beiden Quellen beleuchten die energiepolitische Verwundbarkeit Deutschlands
aus sehr unterschiedlichen Blickwinkeln. Die Welt konzentriert sich in einem Artikel
von Daniel Zwick auf die konkrete politische Umsetzung: einen Gesetzentwurf flr
eine nationale Gasreserve, die Szenarien wie einen zwanzigtagigen Ausfall
samtlicher norwegischer Pipelineimporte oder einen vierzigtagigen Ausfall

deutscher LNG-Terminals abdecken soll, wobei die zu erwartenden Kosten fiir
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Haushalte und Unternehmen durch eine Umlage auf den Gasverbrauch im
Mittelpunkt stehen. In einem Meinungsbeitrag in der Neuen Zurcher Zeitung weitet
Malte Fischer den Blick dagegen auf die geopolitische Ebene aus: Er argumentiert,
dass Deutschland trotz seiner Klimaneutralitatsziele auf absehbare Zeit stark von
fossilen Energieimporten abhangig bleibt und dadurch politisch erpressbar ist, wie
der Druck der USA auf Verblindete zeige, und dass die Regierung nun versuche, ihre
Lieferquellen zu diversifizieren, etwa durch engere Kooperation mit den
Golfstaaten. Wahrend Die Welt also die technisch-finanzielle Seite der deutschen
Krisenvorsorge detailliert darstellt, deutet Fischer in seinem Meinungsbeitrag
dasselbe Problem als tieferliegenden strukturellen Mangel der deutschen

Energiestrategie.

Quellen: Die Welt, Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (2)

Die Welt, 15.10.2026, S. 12

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 25

o Innenpolitik 2 Quellen - 1 Sprache

Tiirkei: Zerschlagung oppositioneller Medien

Alle drei Artikel - zwei von der Frankfurter Allgemeine Zeitung und einer von der
Neue Zlrcher Zeitung - berichten tiber die Ubernahme des oppositionellen Senders
Halk TV durch den tlrkischen Staat, unterscheiden sich jedoch im Blickwinkel. Der
erste Bericht der Frankfurter Allgemeine Zeitung schildert sachlich, wie die
Behorden den Sender unter staatliche Zwangsverwaltung stellen und Haftbefehl
gegen dessen Eigentlimer erlassen, und zitiert den Vorwurf der Opposition, damit
solle die Berichterstattung (iber den inhaftierten Politiker Ekrem imamoglu und
einen Borsenskandal unterdriickt werden. In ihrem Meinungsbeitrag fir die
Frankfurter Allgemeine Zeitung weitet Friederike Boge diesen Einzelfall zu einem
systematischen Muster aus: Sie argumentiert, die Regierung Erdogans schalte nach

und nach samtliche regierungskritischen Medien aus - neben Halk TV auch T24 und
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Sozcl - wahrend ein Borsenskandal mit Verbindungen zur AKP vertuscht werde,
und zitiert Oppositionsfihrer Ozglr Ozel, der von einem Vorgehen spricht, "wie
man es nur von Diktatoren kenne". Die Neue Zurcher Zeitung konzentriert sich in
einem Bericht von Susanne Gusten dagegen auf das konkrete Ereignis - die
Polizeiaktion gegen die Senderaume, Festnahmen von Mitarbeitern und die
Einsetzung eines Regierungstreuhanders - und Gbernimmt zwar ebenfalls den
Diktatur-Vorwurf, bleibt dabei aber ndher am einzelnen Vorfall, ohne ihn wie Boge
zu einer umfassenderen Analyse der systematischen Medienunterdriickung in der

Turkei auszuweiten.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (3)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 1 — , Turkische Justiz schliet Oppositionssender
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 13 — ,Wer berichtet noch iiber imamoglu?“

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 2

® Migration & Gesellschaft 2 Quellen - 1 Sprache

Kiirzungen bei der Ernahrungssicherung und globale
Hungerkrise

Beide deutschen Zeitungen widmen sich der weltweiten Ernahrungsunsicherheit,
setzen dabei aber unterschiedliche Schwerpunkte. Der unsignierte Bericht der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung stiitzt sich auf den ,Hunger-Report 2026" und
konzentriert sich auf die drastischen Zahlen: Die humanitare Mittelausstattung
gegen Ernahrungsunsicherheit hat sich binnen drei Jahren mehr als halbiert,
wahrend sich die Zahl der akut von Hunger bedrohten Menschen weltweit auf 266
Millionen verdoppelt hat - Nichtregierungsorganisationen warnen dabei vor einem
Teufelskreis, in dem kurzfristige Krisenreaktion die langfristige Pravention
verdrangt. Michael Bauchmiiller legt in seinem Beitrag fiir die Stiddeutsche Zeitung
hingegen den Akzent auf den historischen und politischen Zusammenhang:

Erstmals seit 20 Jahren weisen die langfristigen Zahlen wieder einen Anstieg aus,
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eine Trendwende, die er auf das Zusammenspiel von Konflikten wie dem Krieg in
der Ukraine und den Spannungen am Roten Meer und am Golf, klimatischen
Phanomenen wie El Nifio sowie schrumpfenden humanitaren Hilfsbudgets
zurlickfuhrt - ausdriicklich auch auf deutsche Kiirzungen. Wahrend die Frankfurter
Allgemeine Zeitung eine scharfe, datengestiitzte Momentaufnahme auf Basis eines
einzelnen Berichts liefert, bettet Bauchmiiller die aktuelle Krise in eine
umfassendere Erzahlung einer Trendumkehr nach jahrzehntelangem Fortschritt ein
und verknlpft sie dabei deutlicher mit konkreten politischen Entscheidungen in

Deutschland.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Stiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (2)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 5

Suddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 1

o Innenpolitik 2 Quellen - 1 Sprache

Gefahrdete Demokratie: Warnungen vor Rechtsextremismus
und autoritarer Erosion

Die beiden Quellen nahern sich der Gefahrdung der deutschen Demokratie aus
unterschiedlichen Richtungen. In einem Meinungsbeitrag flir die Neue Ziircher
Zeitung blickt Hubertus Heil auf den Sturm auf den Reichstag durch Querdenker
und Rechtsextreme im Jahr 2020 zurtick und warnt, dass
Verschworungserzahlungen, digitale Mobilisierung und autoritare Sehnsiichte die
demokratischen Institutionen von innen heraus delegitimieren - eine schleichende
Erosion des Vertrauens, die er, befeuert durch Algorithmen, Desinformation und
Parteien wie die AfD, flir gefahrlicher halt als offenen Autoritarismus. Die
Suddeutsche Zeitung wahlt in einem Artikel von Verena Mayer dagegen eine
international vergleichende Perspektive: Die Politikwissenschaftlerin Kim Lane
Scheppele argumentiert, Viktor Orbans autoritdres Vorgehen - die Schwachung der

Gerichte und die Konzentration von Macht - finde sich in ahnlicher Form bei Trump
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in den USA wieder und zeige sich auch bei Parteien wie der AfD. Sie fordert,
Deutschland miisse seine Institutionen proaktiv verteidigen und die Entfremdung
ganzer Regionen, insbesondere in Ostdeutschland, ernster nehmen, um den
Aufstieg antisystemischer Parteien zu verhindern. Wahrend Heil den Fokus auf die
innere, mentale Erosion durch Propaganda und digitale Radikalisierung legt, ordnet
Scheppele in der Siddeutschen Zeitung die deutsche Situation in ein breiteres

globales Muster demokratischer Ruickschritte ein.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung, Siiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (2)

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 18

Suddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 6

L Sicherheit & Konflikte 2 Quellen - 1 Sprache
Iranische Angriffe in der StraRe von Hormus

Beide Zeitungen berichten uUber dasselbe zentrale Ereignis - das Sinken zweier
Frachtschiffe in der StralRe von Hormus im Zuge einer Welle iranischer Angriffe -,
setzen aber unterschiedliche Akzente. In seinem Bericht fiir The Guardian deutet
Peter Beaumont die Angriffe als gezielte iranische Strategie, um die Meerenge zu
blockieren und die Bemuhungen der USA und ihrer Verblindeten zu durchkreuzen,
die globalen Olpreise vor den Zwischenwahlen zu senken, und hebt den
dramatischen Einbruch der Oltransporte hervor. Susannah George ordnet den
Vorfall in ihrem Bericht fiir die Washington Post hingegen in ein breiteres Muster
eskalierender Gewalt ein, nennt den Oktober einen der gewaltsamsten Monate in
der Wasserstrale seit Beginn des Krieges zwischen Iran, den USA und Israel im
Februar, und richtet den Fokus starker auf das amerikanische Bestreben, den
Olfluss trotz der Gefahr aufrechtzuerhalten, als auf ein konkretes politisches Motiv

hinter den Angriffen.

Quellen: The Guardian, The Washington Post
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Quellenangaben (2)

The Guardian, 15.10.2026, S. 30

The Washington Post, 15.10.2026, S. 13

o Innenpolitik 2 Quellen - 1 Sprache

US-Zwischenwahlen 2026

Die Berichterstattung tber die US-Zwischenwahlen 2026 bewegt sich zwischen
einer konkreten Wahlkampfgeschichte und breiterer strategischer Analyse. The
Guardian konzentriert sich in Chris Steins Bericht auf einen eigentiimlichen
Einzelfall - Trumps Einmischung im Senatsrennen von Alaska zugunsten des
"echten" Dan Sullivan gegen einen gleichnamigen Rivalen und die demokratische
Herausforderin Mary Peltola - und schildert die gegenseitigen Vorwirfe von
Wahlbetrug und politischen Angriffen zwischen den Lagern in niichtern-faktischer
Weise. Demgegeniiber bieten zwei Meinungsbeitrage in der Washington Post
gegensatzliche analytische Perspektiven auf das landesweite Bild. In ihrem
Meinungsbeitrag flr die Washington Post untersucht Amber Phillips
richtungsweisende Rennen im Reprasentantenhaus und im Senat in Virginia,
Michigan, Pennsylvania und Texas als Indikatoren dafur, ob sich eine demokratische
"blaue Welle" aufbaut, und betont, dass die Demokraten netto vier Sitze gewinnen
mussten, um die Mehrheit zurlickzuerobern. In einem separaten Meinungsbeitrag
flir die Washington Post setzt Henry Olsen einen gegenteiligen Akzent: Dass Trump
vor allem in tiefroten Bundesstaaten statt in umkampften Regionen Wahlkampf
macht, offenbare seiner Ansicht nach eine schwache Begeisterung der
republikanischen Basis und die Unfahigkeit, unabhangige Wahler zu gewinnen - ein
Umstand, der den Republikanern "Schauer tiber den Riicken jagen" sollte. Wahrend
The Guardian ein einzelnes Wahlkampfereignis dokumentiert, sind sich die beiden
Kolumnisten der Washington Post uneinig dartiber, ob die zugrunde liegende

Dynamik fiir eine demokratische Welle oder fiir republikanische Schwache spricht.

Quellen: The Guardian, The Washington Post
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Quellenangaben (3)

The Guardian, 15.10.2026, S. 30
The Washington Post, 15.10.2026, S. 6 — ,Will Democrats’ blue wave materialize? Watch...”

The Washington Post, 15.10.2026, S. 15 — , Trump's rally schedule reveals more than...”

L Gesellschaft & Kultur 2 Quellen - 1 Sprache

Papst Leos Krebsdiagnose und internationale Reaktionen

Beide Zeitungen berichten tber die Lungenkrebsdiagnose und die Operation von
Papst Leo, setzen dabei jedoch unterschiedliche Schwerpunkte. The Guardian
konzentriert sich in einem Beitrag von Angela Giuffrida auf die internationalen
Reaktionen - Genesungswiinsche von Konig Charles, dem kanadischen
Premierminister Mark Carney, EU-Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen
und US-AulRenminister Marco Rubio - und hebt dabei besonders hervor, dass von
Trump bislang keine Reaktion kam, obwohl dieser zuvor mit Leo wegen des
amerikanisch-israelischen Kriegs gegen den Iran aneinandergeraten war, was auf
anhaltende politische Spannungen hindeutet. The Washington Post wahlt in einem
Artikel von Anthony Faiola einen analytischeren, nach innen gerichteten Blick auf
den Vatikan und untersucht, wie die Diagnose neue Unsicherheit Gber die Dauer
des Pontifikats, Leos Reiseplane und den traditionell zurtickhaltenden Umgang des
Vatikans mit Transparenz Giber die Gesundheit des Papstes schafft - und prasentiert
die Erkrankung als Weckruf, der die Zukunft des Pontifikats ungewisser erscheinen

lasst als zuvor.

Quellen: The Guardian, The Washington Post
Quellenangaben (2)

The Guardian, 15.10.2026, S. 2

The Washington Post, 15.10.2026, S. 13

] Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle -1 Sprache
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Streit um die Chagos-Inseln und britische Souveranitat

Beide Beitrage stammen aus The Daily Telegraph, vertreten in der Sache aber
gegensatzliche Positionen. In ihrem Meinungsbeitrag greift Kemi Badenoch sowohl
Andy Burnham wegen dessen Unterstitzung fiir die Ubergabe der Chagos-Inseln an
Mauritius als auch Nigel Farage wegen seines Vorschlags an, Diego Garcia an Trump
abzutreten - britisches Territorium gehore, so Badenoch, "nicht ihnen, um es nach
Belieben oder zur Gunst des US-Prasidenten zu verschenken", und sie brandmarkt
beide Initiativen als gefahrlichen Souveranitatsverzicht. Demgegeniber berichtet
Genevieve Holl-Allen in einem separaten Nachrichtenartikel derselben Zeitung, wie
das Weilde Haus ungewohnlich direkt offentlich gegen Badenoch selbst vorging,
Farages Position unterstiitzte und der Tory-Vorsitzenden vorwarf,
"Falschnachrichten" zu verbreiten und die anglo-amerikanischen Beziehungen zu
untergraben. So entsteht ein deutlicher Kontrast zwischen Badenochs
grundsatzlicher Haltung, wonach britische Souveranitat nicht verhandelbar sei, und
der nlichternen Berichterstattung der Zeitung dartber, wie sich die US-Regierung

direkt in die innerbritische Debatte einmischte und Badenoch personlich angriff.

Quellen: The Daily Telegraph
Quellenangaben (2)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 10 — ,White House attacks Badenoch on Chagos*

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 10 — ,,Burnham and Farage are intent on...”

] Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Finanzierung der britischen Verteidigungsausgaben

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor: The Daily Telegraph, in einem
Bericht von Szu Ping Chan. Der Artikel stellt die Frage anhand einer Warnung des
Internationalen Wahrungsfonds an die britische Regierung dar - gerichtet

insbesondere an Schatzkanzler Andy Burnham -, wonach die Erfiillung der Nato-

Verteidigungsausgabenverpflichtungen eine Verkleinerung des Staatsapparats
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erfordere und nicht weitere Steuererhohungen oder zusatzliche Kreditaufnahme,
angesichts der ohnehin hohen Steuerlast in GroRbritannien. Da keine weitere
Zeitung Uber dieses Thema berichtet, lasst sich kein Vergleich unterschiedlicher
Perspektiven ziehen - die Berichterstattung beschrankt sich auf diese fiskalpolitisch

konservative Position des IWF, wie sie der Telegraph wiedergibt.

Quellen: The Daily Telegraph
Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 15.10.2026, S. 18

® Migration & Gesellschaft 1 Quelle - 1 Sprache

Deutsche Asylpolitik gegeniiber Syrern

Zu diesem Thema liegt nur ein einziger Beitrag vor. In seinem Meinungsbeitrag in
Die Welt argumentiert Sebastian Beug, dass die Schreiben der Bundesregierung,
mit denen Syrern der Flichtlingsstatus entzogen wird, vor allem symbolischen
Charakter haben und eine "Migrationswende" signalisieren sollen, in der Sache
aber kaum etwas bewirken - da rechtliche und burokratische Hiirden selbst bei den
anvisierten Fallen, etwa Straftdtern oder Heimaturlaubern, kaum tatsachliche
Abschiebungen ermdglichen. Da keine weitere Zeitung dieses Thema aufgreift, lasst
sich kein Vergleich unterschiedlicher Perspektiven ziehen, doch der Beitrag selbst
positioniert sich deutlich kritisch gegentiber der Regierung, deren markige

Ankilindigungen seiner Ansicht nach in der Praxis folgenlos bleiben.

Quellen: Die Welt
Quellenangaben (1)

Die Welt, 15.10.2026, S. 1

L ] Handel & Wirtschaft 1 Quelle - 1 Sprache
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Wirtschaftliche Entwicklung Afrikas

Dieses Thema wird ausschliel8lich von Die Welt behandelt, in einem Interview mit
dem Okonomen Joe Studwell. Der Beitrag vertritt keine eigene redaktionelle
Position, sondern gibt Studwells These wieder: Die historisch niedrige
Bevolkerungsdichte Afrikas erklare dessen langsame wirtschaftliche Entwicklung,
doch die nun rasant steigende Bevolkerungsdichte schaffe Bedingungen, wie sie
Suidostasien um 1960 kannte und die dort den wirtschaftlichen Aufstieg
ermoglichten. Daraus leitet Studwell eine optimistische, strukturell begriindete
Schlussfolgerung ab: Fiir Afrika sei jetzt der historische Moment gekommen, dem
asiatischen Vorbild der Industrialisierung zu folgen und sich von der Abhangigkeit
von Rohstoffexporten zu 6sen. Da keine andere Quelle dieses Thema aufgreift, fehlt
ein konkurrierender Blickwinkel oder eine abweichende Einschatzung - die
Berichterstattung besteht allein aus Studwells historisch fundierter,

zukunftsgerichteter These, wie sie Die Welt vermittelt.

Quellen: Die Welt
Quellenangaben (1)

Die Welt, 15.10.2026, S. 10

] Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Studentenproteste in Albanien

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung
berichtet sachlich liber gewaltsame Zusammensto e, die sich wahrend
Studentenprotesten in Tirana ereigneten. Die Demonstrierenden beklagten
schlechte Studienbedingungen und hohe Bildungskosten und forderten den
Rucktritt von Ministerprasident Edi Rama. Der Bericht konzentriert sich auf das
Ausmal’ der Ausschreitungen - Dutzende Festnahmen und Verletzte, darunter auch

Polizisten - und verzichtet auf eine explizite Bewertung der Forderungen der

40/ 69



Studierenden, wodurch das Ereignis vor allem als Frage der 6ffentlichen Ordnung

und weniger als politische Krise der Regierung dargestellt wird.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 4

] Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Tschechische Kommunalwahlen und Babiss Niederlage

Dieses Thema wird ausschlief3lich von der Frankfurter Allgemeine Zeitung
behandelt, in einem Beitrag von Susanne Kusicke und Niklas Zimmermann. Die
beiden Autoren beschranken sich nicht auf die blof3e Schilderung des Ergebnisses
der tschechischen Kommunalwahlen, sondern deuten den Sieg lokaler,
themenbezogener Biirgerbewegungen tiber Andrej Babiss Partei ANO als mogliches
Vorbild. Im Zentrum steht dabei weniger eine rein tschechische Innenperspektive
als die - vorsichtig formulierte - Uberlegung, ob ein solches Modell lokaler,
ideologiefreier Burgerinitiativen auch in Deutschland im Kampf gegen die AfD
fruchtbar gemacht werden konnte. Damit wird das tschechische Ereignis vor allem

als Ausgangspunkt flir eine deutsche innenpolitische Debatte genutzt.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 8

[ Handel & Wirtschaft 1 Quelle - 1 Sprache
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Sorge der Berliner Startup-Szene vor einer Linksregierung

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor: die Neue Zurcher Zeitung, in
einem Beitrag von Jannik Belser. Der Artikel schildert das Thema aus der
Perspektive von Berliner Startup-Investoren und Griindern, die beflirchten, dass
eine erstarkende linke politische Kraft in der Hauptstadt - mit antikapitalistischen
Positionen wie der Enteignung grolser Wohnungskonzerne und einer
grundsatzlichen Skepsis gegentiber unternehmerischem Handeln - dem Ruf Berlins
als Grundermetropole schaden konnte. Belser gibt dieser Sorge viel Raum und
zitiert die zugespitzte Aussage, Politiker der Linkspartei "hassen zwei
Grundprinzipien des Griindertums: Eigentumsrechte und unternehmerisches
Erfolgsstreben”, merkt zugleich aber an, dass manche Griinder die Lage selbst
deutlich weniger dramatisch einschatzen. Da keine weitere Zeitung tber dieses
Thema berichtet, lasst sich kein Vergleich mit einer anderen Sichtweise ziehen - die
Berichterstattung spiegelt allein die Perspektive der Investoren- und Tech-Szene

wider.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (1)

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 23

o Handel & Wirtschaft 1 Quelle - 1 Sprache

US-China-Chipexportbeschrankungen und
Technologiewettbewerb

Zum eigentlichen Thema der US-chinesischen Chip-Exportbeschrankungen liegt
faktisch nur ein Beitrag vor. In seinem Kommentar in der Frankfurter Allgemeiner
Zeitung legt Klaus Max Smolka dar, dass ASML trotz glanzender Geschaftszahlen
geopolitisch verwundbar bleibt - vor allem wegen niederlandischer
Exportbeschrankungen gegeniiber China und der drohenden Verscharfung

amerikanischer Gesetze wie dem Match Act, die den Export von DUV-Maschinen
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nach China weiter einschranken konnten. Der zweite dem Thema zugeordnete
Artikel, ebenfalls aus der Frankfurter Allgemeiner Zeitung, behandelt dagegen einen
ganz anderen Konflikt - den Streit zwischen Apple und der EU-Kommission um den
Digital Markets Act und die Forderung, KI-Konkurrenten Zugang zu Nutzerdaten zu
gewahren - und berthrt das US-China-Chipthema nicht. Ein echter Quellenvergleich
zum selben Ereignis findet somit nicht statt: Es handelt sich um eine einzelne
geopolitisch-technologische Perspektive der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zum
Chipthema neben einem inhaltlich unabhangigen transatlantischen

Regulierungsstreit.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (2)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 21 — , Die grofte Gefahr flir ASML lauert...”

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 21 — , Apple von Apple nicht in der...*

o Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Bundestagsdebatte zur Regierungserklarung von Kanzler
Merz

Zu diesem Thema liegt nur ein Beitrag vor, aus der Frankfurter Allgemeine Zeitung,
der Uiber die Regierungserklarung von Kanzler Merz im Bundestag berichtet. Im
Mittelpunkt steht dabei seine Rhetorik von Gerechtigkeit und Fairness,
insbesondere mit Blick auf die Rentenpolitik, sowie sein Verweis auf Robert
Schuman im Zusammenhang mit dem europaischen Frieden. Der Artikel ist vor
allem innenpolitische Berichterstattung ohne eine weiterreichende
grenzuberschreitende Argumentation. Da keine andere Zeitung Uber diese Debatte

berichtet, lasst sich hier kein Vergleich unterschiedlicher Sichtweisen ziehen.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 4
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@ Technologie & Medien 1 Quelle - 1 Sprache
Altersgrenzen fiir soziale Medien in der EU

Dieses Thema wird ausschlief3lich von der Frankfurter Allgemeine Zeitung
aufgegriffen, die sachlich iber den Beschluss des deutschen Kabinetts berichtet,
die Nutzung sozialer Medien fiir Kinder unter 13 Jahren einzuschranken - als
nationale Ubergangsregelung bis zur Verabschiedung eines europaweiten ,,EU-Kids-
Act". Die Zeitung hebt hervor, dass ab 2027 mit der deutschen EUDI-Wallet ,,d-you"
eine zuverlassige Moglichkeit zur Altersverifikation geschaffen werden soll. Da keine
weitere Quelle Uber dieses Thema berichtet, lasst sich kein Vergleich

unterschiedlicher Sichtweisen oder Schwerpunktsetzungen ziehen.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 4

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle- 1 Sprache

Trumps selbsternannte Kriegsbilanz als "Friedensfiirst"

Da nur die Frankfurter Allgemeine Zeitung dieses Thema behandelt, handelt es sich
nicht um einen Vergleich zwischen Quellen, sondern um eine einzelne Perspektive.
Der Beitrag nimmt Trumps Selbstinszenierung als "Friedensflirst" kritisch unter die
Lupe: Dieser rihmt sich, zahlreiche Kriege beendet zu haben - darunter den "Zwolf-
Tage-Krieg" mit dem Iran und die Waffenruhe in Gaza - und liebaugelt sogar mit
dem Friedensnobelpreis. Die Zeitung erkennt zwar reale diplomatische Erfolge an,
stellt der Selbstdarstellung Trumps aber eine nichterne Bilanz entgegen: Der Iran
wurde entgegen mancher Hoffnungen nicht gestiirzt, und insgesamt gilt
unmissverstandlich, dass "von einem Frieden im Nahen Osten keine Rede sein"
konne. Damit widerspricht der Artikel explizit dem grandiosen Selbstbild Trumps

als globalem Friedensstifter, ohne seine konkreten Teilerfolge zu leugnen.
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Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3

® Sicherheit & Konflikte 1 Quelle - 1 Sprache

Anklage wegen Anschlagsplanen gegen Polens Premier Tusk

Dieses Thema wird ausschlief3lich von der Frankfurter Allgemeine Zeitung
aufgegriffen, die sachlich liber die Anklage gegen einen 66-jahrigen Mann in Polen
berichtet. Ihm wird vorgeworfen, einen gewaltsamen Umsturz der
verfassungsmaRigen Ordnung sowie einen Anschlag auf Ministerprasident Donald
Tusk und weitere Minister geplant zu haben, zudem die Verherrlichung von
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine. Da keine andere Zeitung liber den Fall
berichtet, lasst sich kein Vergleich unterschiedlicher Perspektiven ziehen - die
Meldung beschrankt sich auf die niichterne Wiedergabe der neun Anklagepunkte,
ohne den Vorfall in den groReren politischen Kontext der Spannungen zwischen

Tusks proeuropaischer Regierung und russlandnahen Kraften in Polen einzuordnen.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 4

® Technologie & Medien 1 Quelle - 1 Sprache

Apples Konflikt mit der EU um den Digital Markets Act

Dieses Thema wird ausschlief3lich von der Frankfurter Allgemeine Zeitung
aufgegriffen, die den Streit zwischen Apple und der EU-Kommission um den Digital
Markets Act schildert. Der Bericht stellt beide Positionen dar: Die Kommission

beharrt darauf, dass Apple KI-Konkurrenten gleichberechtigten Zugang zu
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Nutzerdaten gewahren muss, um das eigene Produkt nicht zu bevorteilen, wahrend
Apple dies unter Verweis auf Datensicherheit und Privatsphare verweigert und
deshalb sein neues Smarthome-Gerat vorerst nicht in der EU einfiihrt. Da keine
weitere Zeitung dieses Ereignis aufgreift, lasst sich kein Vergleich zwischen
unterschiedlichen Sichtweisen ziehen - der Artikel bietet eine vergleichsweise
ausgewogene Darstellung eines regulatorisch-wirtschaftlichen Konflikts, der sich
konkret darin niederschlagt, dass ein Produkt dem europaischen Markt

vorenthalten wird.

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 21

] Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle- 1 Sprache

Britische Sanktionsbefugnisse gegen Forderer israelischer
Siedlungen

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, ein Bericht von Patrick Wintour in
The Guardian, sodass sich kein Vergleich zwischen unterschiedlichen Quellen
ziehen lasst. Der Text beschreibt die neuen britischen Sanktionsbefugnisse -
Vermogenssperren, Verbote der Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen
Ressourcen, Reiseverbote und die Disqualifizierung von Unternehmensdirektoren -
als im Eilverfahren eingefiihrtes rechtliches Instrument, das direkt als Reaktion auf
Israels Vorantreiben eines grolden Siedlungsprojekts im Westjordanland
verabschiedet wurde. Im Mittelpunkt steht dabei die konkrete Ausgestaltung der
neuen Befugnisse gegenlber jenen, die illegale Siedlungen ermdglichen,
humanitare Hilfe behindern oder Gefangene widerrechtlich festhalten, wahrend die
israelische Reaktion oder weiterreichende diplomatische Folgen kaum thematisiert

werden.
Quellen: The Guardian
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Quellenangaben (1)

The Guardian, 15.10.2026, S. 4

L Gesellschaft & Kultur 1 Quelle - 1 Sprache
Todesstrafe und Menschenrechte im Iran

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. In ihrem Bericht fiir The Guardian
schildert Deepa Parent das Todesurteil, das im Iran gegen eine junge Frau wegen
eines als blasphemisch eingestuften Social-Media-Beitrags verhangt wurde, und
ordnet den Fall in einen breiteren Anstieg von Todesurteilen und Hinrichtungen im
Land ein. Der Beitrag stellt vor allem die Warnungen von
Menschenrechtsorganisationen in den Vordergrund, wonach ein solches Urteil die
Normalisierung der Todesstrafe als Reaktion auf friedliche MeinungsaulRerung
beglinstigen konnte. Da keine weitere Zeitung tiber das Thema berichtet, lasst sich
kein Vergleich unterschiedlicher Sichtweisen ziehen - die Berichterstattung steht als

einzelne, menschenrechtlich gepragte kritische Darstellung der iranischen Praxis.

Quellen: The Guardian
Quellenangaben (1)

The Guardian, 15.10.2026, S. 30

o Energie & Umwelt 1 Quelle - 1 Sprache

Debatte liber britische Energietarif-Politik

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. In einem Meinungsbeitrag fir
The Guardian kritisiert Nils Pratley den Vorschlag des britischen Energieministers
flr einen "ansteigenden Blocktarif" bei Energierechnungen. Der Tarif klinge zwar
fortschrittlich, konne in der Praxis aber ausgerechnet Besitzern von

Zweitwohnsitzen zugutekommen, die ihren Verbrauch auf mehrere Immobilien
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verteilen. Zudem lasse er sich schwer mit flexiblen Tarifen flir erneuerbare Energien
vereinbaren, bremse die Elektrifizierung von Haushalten und sei administrativ zu
kompliziert umzusetzen. Pratley pladiert stattdessen flir einen schlichten Sozialtarif.
Da keine andere Zeitung diesen Vorschlag kommentiert, lasst sich kein Vergleich
zwischen mehreren Quellen ziehen - Pratleys Einschatzung bleibt eine isolierte

kritische Stimme zu diesem Thema.

Quellen: The Guardian
Quellenangaben (1)

The Guardian, 15.10.2026, S. 34

] Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Netanyahus Rivalen in der israelischen Politik

Zu diesem Thema liegt ausschlieRlich ein Beitrag von The Guardian vor, ein Portrat
aus der Feder von Peter Beaumont tber Gadi Eisenkot als Netanyahus wichtigsten
politischen Rivalen. Die Darstellung ist auffallend skeptisch: Zwar zitiert der Beitrag
Analysten, denen zufolge Eisenkot harter gegen Siedlergewalt vorgehen und Israels
internationales Ansehen verbessern konnte, doch wird bezweifelt, dass er eine
echte Losung des israelisch-palastinensischen Konflikts anstreben wiirde.
Stattdessen wird seine Haltung und die seiner Verbiindeten als Riickkehr zu einer
alten, gescheiterten Strategie beschrieben, den Konflikt mit den Palastinensern
lediglich zu "verwalten" statt ihn zu l6sen, mit dem Ziel, internationalen Druck auf
Israel abzufedern. Da keine weitere Zeitung liber diesen Vorgang berichtet, [asst
sich kein Vergleich zwischen Quellen ziehen - bemerkenswert ist jedoch die
Einordnung selbst: Ein moglicher Machtwechsel in Israel wird eher als Frage von
Ton und diplomatischem Management dargestellt denn als substanzielle politische

Wende gegenuber den Paléstinensern.

Quellen: The Guardian
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Quellenangaben (1)

The Guardian, 15.10.2026, S. 31

® Technologie & Medien 1 Quelle - 1 Sprache

Israelische Spyware-Uberwachung von Journalisten

Dieses Thema wird nur von einer einzigen Quelle behandelt, Globe and Mail, in
einem von Janice Dickson gezeichneten investigativen Beitrag. Der Artikel
beschreibt detailliert, wie die israelischen Spyware-Firmen Candiru und Discover-
Tech infizierte Online-Werbeanzeigen nutzten, um Gerate von Al-Jazeera-
Journalisten ganz ohne Klick zu kompromittieren, und weist darauf hin, dass
dieselben Techniken auch gegen Regierungen und Militars weltweit eingesetzt
wurden. Dickson ruickt dabei weniger die politisch-diplomatische Dimension der
israelischen Uberwachungsexporte in den Mittelpunkt als vielmehr ein
regulatorisches und branchenbezogenes Versagen: Sie zitiert scharfe Kritik an
grolRen Werbenetzwerken und Technologieunternehmen, denen vorgeworfen wird,
die bosartige Werbekampagne jahrelang weder erkannt noch unterbunden zu
haben, und pladiert damit implizit fir strengere Aufsicht sowohl tiber das digitale
Werbe-Okosystem als auch tiber den kommerziellen Spyware-Markt. Da keine
weitere Zeitung Uber den Fall berichtet, lasst sich keine vergleichende Einordnung

konkurrierender Sichtweisen vornehmen.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 4

] Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle -1 Sprache
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Streit zwischen Kanada und den USA iiber angebliche
Wahleinmischung

Dieses Thema wird ausschlief3lich vom Globe and Mail behandelt, in einem Bericht
von Steven Chase und Laura Stone Uber eine diplomatische Auseinandersetzung
zwischen Kanada und dem US-Botschafter. Dieser hatte kanadischen Politikern,
darunter Ministerin Mélanie Joly, vorgeworfen, sich in die US-Zwischenwahlen
einzumischen. Der Artikel stellt beide Seiten gegenuber: die unverblimte
amerikanische Aufforderung an die Kanadier, sich aus der amerikanischen Politik
herauszuhalten, sowie Jolys entschiedenes Dementi, in dem sie Kanadas Vorgehen
als legitimes Werben um Investitionen und nicht als politische Einmischung
darstellt. Da kein weiteres Blatt liber den Vorfall berichtet, gibt es keine externe
Gegenperspektive zum Vergleich - der Bericht des Globe and Mail selbst liefert eine
recht ausgewogene, zweiseitige Darstellung des Streits zwischen den beiden

Regierungen.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 3

o Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Geheimhaltung der kanadischen Behorden nach dem
Anschlag von Tumbler Ridge

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. In einem Leitartikel kritisiert die
Globe and Mail, dass wesentliche Informationen tiber das Massaker von Tumbler
Ridge von den kanadischen Behorden offiziell als geheim eingestuft wurden und die
Offentlichkeit erst durch amerikanische Quellen davon erfuhr. Die Zeitung deutet
dies als Ausdruck eines umfassenderen Musters behordlicher Geheimniskramerei in

Kanada, das das Recht der Offentlichkeit auf Information untergrabe. Da keine
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weitere Zeitung liber den Vorfall berichtet, lasst sich keine gegenlaufige Perspektive

oder Gegenstimme im Vergleich heranziehen.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 12

® Handel & Wirtschaft 1 Quelle - 1 Sprache

US-Bankenregulierung und Vorwiirfe politischer
Diskriminierung

Dieses Thema wird ausschlielRlich von der Globe and Mail behandelt, in einem
Bericht von Stefanie Marotta, der sich auf die Ergebnisse eines US-
Bankenregulierers stiitzt. Dieser wirft neun groRen amerikanischen Banken -
darunter die kanadischen Institute TD und BMO - vor, Kunden aufgrund ihrer
politischen oder religiosen Uberzeugungen Dienstleistungen verweigert oder
gekundigt und sie diskriminiert zu haben, im Zuge einer von Prasident Trump
angeordneten Untersuchung. Da keine andere Zeitung liber die Geschichte
berichtet, Ubernimmt der Artikel weitgehend die Darstellung des Regulierers, wie
sie im Bericht zitiert wird, legt dabei jedoch besonderen Akzent auf die kanadische
Perspektive - die Tatsache, dass zwei groRe kanadische Banken in einen
umfassenderen amerikanischen Vorwurf gegen den Bankensektor hineingezogen

werden.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 19

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle -1 Sprache
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Vorschlag einer Mittelmacht-Allianz zwischen Kanada und
der EU

Dieses Thema wird ausschliel3lich von der Globe and Mail aufgegriffen, in einem
Bericht von Steven Chase. Darin wird geschildert, wie eine Gruppe kanadischer
AuRenpolitik-Experten Premierminister Mark Carney und EU-
Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen auffordert, bei einem Kanada-EU-
Gipfel eine "Charta der Mittelmachte" nach dem Vorbild der Atlantik-Charta
auszuarbeiten. Im Mittelpunkt der Darstellung steht das Argument der Experten,
dass die Vereinigten Staaten, selbst einstige Unterzeichner der Atlantik-Charta, sich
"nicht mehr an die Regeln halten, die sie selbst entwickelt und ausgehandelt
haben" - die Initiative wird somit als Reaktion auf die Unberechenbarkeit der USA
unter Donald Trump gerahmt und als Versuch, Demokratie, Freihandel und
Multilateralismus unabhangig von Washington zu starken. Da kein anderes Blatt in
diesem Themenfeld dariiber berichtet, [dsst sich kein Vergleich zwischen Quellen
ziehen - es handelt sich allein um die Darstellung der Globe and Mail zu einer
genuin kanadischen Initiative zur Vertiefung der Beziehungen zu Europa als

Absicherung gegentiber den USA.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 3

] Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Alberta-Separatismus in Kanada

Zu diesem Thema liegt hier nur eine einzige Stimme vor. In einem Meinungsbeitrag
fir die Globe and Mail widerspricht Eric Miller dem von manchen Separatisten
gezogenen Vergleich zwischen Alberta und Singapur: Geografische und
wirtschaftliche Gegebenheiten - fehlender Seehafen, potenziell feindselige

Handelspartner und Einwanderungsbeschrankungen - machten eine
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Unabhangigkeit unrealistisch. Er zeigt Verstandnis fiir den Frust der Bevolkerung
Albertas Uber die Foderation, pladiert am Ende aber dafiir, diese zu reformieren

statt sich von ihr loszusagen.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 22

o Handel & Wirtschaft 1 Quelle - 1 Sprache
Fairfax-Investition in die indische IDBI Bank

Uber dieses Thema berichtet ausschlieRlich die Globe and Mail, in einem Artikel von
Andrew Willis, der die Ubernahme einer Mehrheitsbeteiligung an der indischen IDBI
Bank durch das kanadische Unternehmen Fairfax Financial fuir 5,6 Milliarden Dollar
sachlich schildert. Der Beitrag stellt den Deal als historischen Erfolg flir ein
kanadisches Unternehmen dar - als die groRte auslandische Investition, die je im
indischen Finanzsektor getatigt wurde - und zitiert Fairfax, das die Transaktion als
"einmalige Gelegenheit" bezeichnet, in einer der am schnellsten wachsenden
Volkswirtschaften der Welt Ful’ zu fassen. Da keine weitere Quelle Giber das Ereignis
berichtet, lasst sich hier kein Vergleich konkurrierender Sichtweisen ziehen, doch
der Schwerpunkt des Artikels liegt erkennbar auf der kanadisch-geschaftlichen
Perspektive und nicht auf den innenpolitischen oder regulatorischen Implikationen

fur Indien.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 19

L) Technologie & Medien 1 Quelle -1 Sprache
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Kanadas Abhangigkeit von auslandischer digitaler
Infrastruktur

Dieses Thema wird nur von einer einzigen Quelle behandelt. In einem
Meinungsbeitrag flir die Globe and Mail nutzt Vass Bednar den Cyberangriff, der in
Frankreich flachendeckend Kiihlsysteme lahmlegte, um vor einer ahnlichen
Verwundbarkeit Kanadas zu warnen, das stark von auslandisch kontrollierten
Softwareanbietern und digitaler Infrastruktur abhangig sei. Sie argumentiert, ein
Engpass misse nicht als Notausschalter konzipiert sein, um wie einer zu
funktionieren, und fordert eine aktualisierte Politik zum Schutz kritischer
Infrastruktur. Da keine weitere Zeitung dieses Thema aufgreift, lasst sich kein

Vergleich mit einer abweichenden oder erganzenden Einordnung ziehen.

Quellen: The Globe and Mail
Quellenangaben (1)

The Globe and Mail, 15.10.2026, S. 22

] Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle- 1 Sprache

Kolumbien und Israel: Wiederaufnahme diplomatischer
Beziehungen

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. Die Los Angeles Times berichtet
uber die Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen Kolumbien
und Israel sowie die Eroffnung einer kolumbianischen Botschaft in Jerusalem unter
Prasident de la Espriella - eine Kehrtwende gegenuber seinem Vorganger Gustavo
Petro, der die Beziehungen wegen des Gaza-Kriegs abgebrochen hatte. Der Artikel
zitiert die offizielle kolumbianische Darstellung, wonach der Schritt Dialog und
gegenseitiges Vertrauen wiederherstellen soll, weist zugleich aber auf den
umstrittenen Status Jerusalems hin. Eine kritische Gegenstimme oder eine andere

Einordnung aus einer weiteren Zeitung liegt zu diesem Ereignis nicht vor.
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Quellen: Los Angeles Times
Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 3

] Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle -1 Sprache

Gronlands Rohstoffe und arktische Geopolitik

Dieses Thema wird ausschlieRlich von der Los Angeles Times behandelt, in einem
Beitrag von Stefanie Dazio. Der Artikel berichtet liber Trumps Behauptung, in
Gronland beginne nun eine massive Rohstoffforderung, relativiert dies aber
sogleich mit dem Hinweis, dass das raue Klima und die fehlende Infrastruktur
solche Vorhaben auf der Insel historisch stets zum Scheitern gebracht hatten. Statt
Trumps Aussage einfach wiederzugeben, ordnet der Beitrag sie in den groReren
Kontext der anhaltenden Spannungen zwischen den Vereinigten Staaten und
Danemark ein, die durch Trumps wiederholte Forderungen, die Kontrolle tber das
Territorium zu Ubernehmen, entstanden sind, und zitiert seine markige
Formulierung, wonach jeder kiinftige Angriff auf die USA "lber Gronland erfolgen
musse". Da keine andere Zeitung Uber das Thema berichtet, gibt es hier keinen
Quellenvergleich, sondern lediglich die skeptische, kontextualisierende Einordnung

der Los Angeles Times.

Quellen: Los Angeles Times
Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 3

@ Sicherheit & Konflikte 1 Quelle - 1 Sprache
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Weltraumwaffen und der Weltraumvertrag

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. In einem namentlich gezeichneten
Beitrag fiir die Los Angeles Times beschreiben Stephanie Liechtenstein und Ryan
Manzuk, wie die Vereinigten Staaten, Russland, China und weitere Staaten im
Verborgenen Weltraumwaffen entwickeln und dabei die Grauzonen des
Weltraumvertrags von 1967 ausnutzen - etwa Satelliten, die sich einem anderen
Satelliten angeblich zum Betanken nahern, ihn aber ebenso gut mit Objekten
beschielRen, mit einem Laser blenden oder storen konnten. Im Zentrum ihrer
Darstellung steht, dass dem Vertrag moderne Mechanismen zur Verifikation und
Durchsetzung fehlen, wodurch eine rechtliche Liicke entsteht, die neue
internationale Ristungskontrollverhandlungen blockiert. Da keine andere Zeitung
in diesem Korpus das Thema aufgreift, gibt es keinen abweichenden Blickwinkel,

mit dem sich dieser Beitrag vergleichen lieRe.

Quellen: Los Angeles Times
Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 8

o Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle - 1 Sprache

US-Sanktionen gegen den Internationalen Strafgerichtshof

Zu diesem Thema liegt nur ein einziger Beitrag vor: ein Leserbrief von Larry
Naritomi in der Los Angeles Times. Naritomi kritisiert darin scharf die US-Regierung
- namentlich Trump und Rubio -, weil sie Sanktionen gegen den Internationalen
Strafgerichtshof verhangt hat, und bezeichnet dies angesichts der andauernden
Konflikte in Israel/Palastina, der Ukraine und im Iran als beschamend und
heuchlerisch. Seiner Ansicht nach flihrt das Versdumnis, den Gerichtshof und seine
Feststellungen zu unterstiitzen, zwangslaufig zu wachsender Gesetzlosigkeit und
einem weltweiten Verfall der Moral. Da keine weitere Quelle das Thema aufgreift,

gibt es hier keinen Vergleich konkurrierender Blickwinkel - lediglich die pointierte,
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personlich gezeichnete Verurteilung der US-Politik durch diesen einzelnen
Leserbriefschreiber, die sich deutlich von einer neutralen institutionellen

Berichterstattung unterscheiden wirde.

Quellen: Los Angeles Times
Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 12

o Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Behordenversagen bei der Reaktion auf die Waldbrande in
Los Angeles

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. In seinem Meinungsbeitrag in der Los
Angeles Times argumentiert Kelly McKinney, dass die bei den Waldbranden 2025 in
Los Angeles offengelegten Versaumnisse nicht den Einsatzkraften vor Ort
anzulasten seien, sondern jahrzehntealten, langst dokumentierten Mangeln in der
Kommandokoordination zwischen den Behorden, die trotz wiederholter
Manoverauswertungen nie wirklich behoben wurden. Er bringt das Kernproblem
auf die Formel, es handle sich nicht um ein Problem fehlender Lehren, sondern um
ein Problem nicht umgesetzter Lehren, und fordert durchgesetzte
Verantwortlichkeit sowie eingeubte gemeinsame Fuhrungsstrukturen der
Behorden. Da kein anderes Blatt in diesem Themenfeld die institutionellen
Reaktionsmangel direkt aufgreift, ergibt sich kein Vergleich zwischen Quellen -
McKinneys Beitrag sticht hervor, weil er die Geschichte vom Brand selbst weg hin zu

einer systemischen Kritik an der Notfallverwaltung lenkt.

Quellen: Los Angeles Times
Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 15.10.2026, S. 13
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| J Gesellschaft & Kultur 1 Quelle - 1 Sprache
Nordkorea: Modernisierung und Uberwachung

Dieses Thema wird ausschliesslich von der Neue Zircher Zeitung behandelt, in
einem Beitrag von Marco Kauffmann Bossart. Er argumentiert, die neue schillernde
Fassade Pjongjangs - Smartphones, Geschafte, Elektrobusse - sei triigerisch, da das
Regime dieselben Technologien nutze, um die Uberwachung und Kontrolle der
Bevolkerung zu perfektionieren, wahrend ein Teil dieses Aufschwungs offenbar
durch nordkoreanische Soldaten finanziert werde, die flir Russland im Krieg gegen
die Ukraine kampfen. Da kein anderes Blatt tiber dieses Thema berichtet, gibt es
keine gegensatzlichen Sichtweisen im Vergleich - nur diese eine kritische
Einordnung, die die vermeintliche Modernisierung als Instrument verscharfter

Kontrolle statt als Zeichen echter Offnung deutet.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (1)

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 5

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle -1 Sprache

Kopftuchverbot und Sakularismus in Aserbaidschan

Dieses Thema wird ausschliesslich von der Neue Zircher Zeitung behandelt, in
einem Beitrag von Volker Pabst. Er deutet das neue Kopftuchverbot an
aserbaidschanischen Schulen nicht bloss als innenpolitischen Streit um
Sakularismus, sondern als Teil eines umfassenderen geopolitischen Ringens gegen
iranischen religiosen Einfluss in der Region. Pabst betont, dass Aserbaidschans
betont sakularer Kurs - trotz schiitischer Bevolkerungsmehrheit - das Land sowohl
von Iran als auch von der Tlrkei abgrenze, deren religios-konservativere Regierung
in dieser Frage mit Baku aneinandergerat. Da keine weitere Zeitung tiber dieses
Thema berichtet, [asst sich hier kein Vergleich mit einer abweichenden Sichtweise

ziehen.
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Quellen: Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (1)

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 6

® Gesellschaft & Kultur 1 Quelle- 1 Sprache

Propalastinensische Proteste bei Sportveranstaltungen

Zu diesem Thema liegt nur ein einziger Beitrag vor: ein sachlicher Bericht von
Isabelle Pfister in der Neue Zlrcher Zeitung Giber das Fussball-WM-
Qualifikationsspiel der Frauen zwischen der Schweiz und Israel in Sitten. Der Artikel
schildert die "Free Palestine"-Rufe wahrend der israelischen Hymne sowie eine
Palastina-Flagge auf der Tribline und beschreibt, wie die Demonstrierenden vom
Sicherheitspersonal entfernt wurden, wahrend zugleich das sportliche Ergebnis -
der Weiterzug der Schweiz - festgehalten wird. Da keine andere Zeitung tiber dieses
Ereignis berichtet, gibt es keinen konkurrierenden Blickwinkel zum Vergleich - der
Beitrag bleibt neutral und beschreibend und ordnet den Protest als einen Aspekt

eines nuchternen Spielberichts ein, ohne eine wertende Position einzunehmen.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (1)

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 14

 J Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Debatte um Lockerung des Schweizer
Kriegsmaterialgesetzes

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor, die Neue Zircher Zeitung, die denselben
Schlagabtausch zwischen zwei Schweizer Parlamentariern in zwei

zusammengehorigen Beitragen veroffentlicht hat, die als eine Stimme zu werten
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sind. Die Zeitung bezieht dabei selbst keine Position, sondern inszeniert den
Konflikt als offenes Streitgesprach: SVP-Nationalrat Mauro Tuena argumentiert, die
Lockerung des Kriegsmaterialgesetzes wahre die Neutralitat und strenge
Kontrollen, verschaffe der Schweizer Ristungsindustrie aber dringend notige
Wettbewerbsfahigkeit. SP-Nationalratin Priska Seiler Graf halt dem entgegen, die
Reform entziehe dem Parlament die Kontrolle, verstoRRe gegen das Neutralitatsrecht
und gefahrde die humanitare Tradition der Schweiz - sie spricht sogar von einem
"Anti-Ukraine-Gesetz", das einem uberfallenen Land bewusst Hilfe verweigere.
Durch die Gegenuberstellung dieser beiden Positionen macht die Neue Ziircher
Zeitung die Spannung zwischen wirtschaftlichen Industrieinteressen und der

Solidaritat mit der Ukraine sichtbar, ohne sich selbst auf eine Seite zu schlagen.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (2)

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 8 — ,,Soll Munition einfacher ausgefiihrt werden diirfen?...“

Neue Zircher Zeitung, 15.10.2026, S. 9 — , Debatte: Lockerung des Kriegsmaterialgesetzes - Tuena...“

o Energie & Umwelt 1 Quelle - 1 Sprache

Globale Entwaldung und Klimaziele

Dieses Thema wird ausschliesslich von der Neue Zircher Zeitung behandelt, ein
Quellenvergleich ist daher nicht moglich. In seinem Artikel schildert Kevin Weber,
dass der weltweite Riickgang der Entwaldung zwar spurbar, aber bei weitem nicht
ausreichend sei, um das von Uber hundert Staaten auf der COP26 vereinbarte Ziel
zu erreichen, grossflachige Rodungen bis 2030 zu stoppen. Er betont die stark
unterschiedliche regionale Entwicklung: Wahrend sich die Lage in Afrika
verschlechtert, verzeichnen Brasilien und Kolumbien dank strengerer staatlicher
Durchsetzung Fortschritte. Damit macht der Beitrag deutlich, wie weit die Welt von

der Einhaltung ihrer eigenen Klimazusage noch entfernt ist.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung
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Quellenangaben (1)

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 16

L Gesellschaft & Kultur 1 Quelle - 1 Sprache
Formel 1in Ruanda und Sportswashing-Vorwiirfe

Zu diesem Thema liegt ausschliesslich ein Beitrag der Neue Ziircher Zeitung vor,
verfasst von Christof Krapf. Krapf berichtet tiber die Plane der Formel 1, ab den
friihen 2030er-Jahren einen Grand Prix in Ruanda auszutragen, und stellt dabei die
Kritik an diesem Vorhaben in den Vordergrund: Organisationen wie Amnesty
International wiirfen Ruanda wiederholt Sportswashing vor - die Nutzung eines
prestigetrachtigen Sportereignisses, um das Bild des autoritar herrschenden
Prasidenten Paul Kagame aufzupolieren, der die Opposition im eigenen Land
unterdriickt und Rebellen im Kongo unterstiitzt habe. Zugleich beleuchtet der
Beitrag die wirtschaftliche Seite und halt fest, dass der Formel-1-Eigentiimer Liberty
Media wirtschaftliche Interessen Uber eine kritische Auseinandersetzung mit dem
Gastgeberland stelle. Da keine weitere Zeitung tber das Thema berichtet, lasst sich
kein Vergleich unterschiedlicher Sichtweisen ziehen - es steht allein die kritische

Einordnung der Neue Ziircher Zeitung im Raum.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (1)

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 15

] Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle -1 Sprache

Palastinensische Autonomiebehorde: Korruption und
westliche Hilfsgelder

Da zu diesem Thema nur eine Zeitung vorliegt, gibt es keinen Vergleich zwischen

mehreren Quellen, sondern nur eine pointierte Einzelstimme. In einem
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Meinungsbeitrag in der Neue Zurcher Zeitung argumentiert Daniel Rickenbacher,
dass jahrzehntelange westliche, vor allem europaische Finanzhilfe an die
Palastinensische Autonomiebehorde und den Gazastreifen keine Demokratie
geschaffen, sondern Korruption, diktatorische Herrschaft und Krieg befordert habe.
Die erneute Absage der palastinensischen Wahlen wertet er als weiteren Beleg
dafiir, dass die westliche Politik des Staatsaufbaus gescheitert sei, und warnt davor,
dass selbst ein kiinftiger paldstinensischer Staat nicht zwangslaufig ein westlicher
Verbiindeter wiirde, sondern sich eher China, Russland oder dem Iran annahern
kdnnte. Der Beitrag ist damit eine scharfe, einseitige Abrechnung mit der westlichen

Hilfspolitik und keine ausgewogene Bestandsaufnahme der Lage vor Ort.

Quellen: Neue Ziircher Zeitung
Quellenangaben (1)

Neue Ziircher Zeitung, 15.10.2026, S. 19

® Gesellschaft & Kultur 1 Quelle- 1 Sprache

Entfiihrte Kinder syrischer Regimegegner und der SOS-
Kinderdorfer-Skandal

Dieses Thema wird ausschlieRlich von der Stiddeutschen Zeitung behandelt, in
einem Beitrag von Charlotte Alfred, Mauritius Much und Lea Weinmann. Die
Rechercheurinnen und Rechercheure zeigen, wie das Assad-Regime liber Jahre
hinweg Kinder syrischer Oppositioneller entfiihrte und sie als Geiseln in SOS-
Kinderdorfern festhielt - mutmallich, um Druck auf die Familien auszutiben, sie zu
bestrafen oder zu kontrollieren. Der Beitrag richtet seine Kritik dabei nicht nur
gegen das Regime, sondern ebenso scharf gegen den internationalen Dachverband
SOS-Kinderdorfer International selbst, dem vorgeworfen wird, interne
Untersuchungsberichte unterdriickt zu haben und den Betroffenen bis heute
Entschadigung zu verweigern. Da keine weitere Zeitung tber den Fall berichtet,

l[asst sich kein Vergleich unterschiedlicher Perspektiven ziehen - doch die
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detaillierte, auf konkreten Zahlen beruhende Darstellung, etwa zur Anzahl der
betroffenen Kinder und zum Zeitraum der Vorfalle, zeugt von einem eigenstandigen
journalistischen Aufklarungsanspruch, der sowohl staatliches Unrecht als auch

institutionelles Versagen einer humanitaren Organisation offenlegt.

Quellen: Stiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (1)

Stiddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 8

® Sicherheit & Konflikte 1 Quelle - 1 Sprache
Hisbollahs Wiederaufbauhilfe im Libanon

Dieses Thema wird ausschliefslich von USA Today behandelt, in einem Bericht mit
Namensnennung von Maya Gebeily und Laila Bassam. Der Beitrag schildert sachlich
Hisbollahs Plan, libanesischen Familien, deren Hauser im Krieg mit Israel zerstort
oder unbewohnbar gemacht wurden, finanzielle Hilfe von bis zu 14.000 Dollar zu
gewahren. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Herkunft der Mittel: Das Geld sei
trotz verscharften US-amerikanischen Wirtschaftsdrucks und entgegen
amerikanischer Behauptungen, Teheran konne sich solche Zahlungen gar nicht
leisten, aus Iran nach Libanon gelangt. Der Artikel rahmt die Geschichte somit vor
allem als Beleg dafiir, dass die Achse zwischen Iran und Hisbollah amerikanische
Sanktionen zu umgehen vermag, ohne selbst eine explizite Bewertung abzugeben.
Da keine weitere Quelle Uber dieses Thema berichtet, gibt es keine konkurrierenden

Perspektiven zum Vergleich.

Quellen: USA Today
Quellenangaben (1)

USA Today, 15.10.2026, S. 4

63 /69



[ Handel & Wirtschaft 1 Quelle - 1 Sprache

Geldstrafe gegen Bank of America wegen
SanktionsverstoRRen

Dieses Thema wird ausschlief3lich von der Washington Post behandelt, die in einem
von Riley Beggin verfassten Bericht meldet, das US-Finanzministerium habe gegen
die Bank of America eine Strafe von 1,2 Milliarden Dollar wegen VerstoRen gegen
Vorschriften zur Geldwaschebekampfung und gegen Sanktionen im
Zusammenhang mit Russland, Iran, Somalia, Belarus und Myanmar verhangt - die
drittgrote derartige Strafe in der Geschichte der Behorde. Der Beitrag ist sachlich-
institutionell gehalten und betont die Warnung der Aufsichtsbehorde, wonach
Compliance-Versagen bei einer Bank dieser Grofsenordnung das gesamte US-
Finanzsystem erheblichen Risiken illegaler Finanzstrome aussetze. Da keine weitere
Zeitung lber den Fall berichtet, gibt es keine konkurrierende Perspektive zum
Vergleich - lediglich die Einordnung der Washington Post, die das historische

Ausmal’ der Strafe und deren systemische Tragweite hervorhebt.

Quellen: The Washington Post
Quellenangaben (1)

The Washington Post, 15.10.2026, S. 14

| Innenpolitik 1 Quelle - 1 Sprache

Deregulierung in den USA

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor: ein Meinungsbeitrag in der
Washington Post von Alex J. Adams, einem ehemaligen hochrangigen Beamten des
US-Bundesstaats Idaho. Adams prasentiert die Deregulierungskampagne Idahos als
Vorbild fiir eine Reform auf Bundesebene und argumentiert, dass sich staatliche
Vorschriften im Laufe der Zeit unkontrolliert anhdufen und deshalb systematisch
und wiederkehrend Uberprift werden sollten, um ihr Fortbestehen zu rechtfertigen

- "Eine Vorschrift, ein Leitfaden oder eine administrative Anforderung sollte nicht
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allein deshalb weiterbestehen, weil sie gestern schon bestand." Da kein anderes
Blatt Giber dieses Thema berichtet, gibt es keinen institutionellen Gegenpol,

sondern lediglich die personliche Position dieses Beflirworters der Deregulierung.

Quellen: The Washington Post
Quellenangaben (1)

The Washington Post, 15.10.2026, S. 15

L Gesellschaft & Kultur 1 Quelle - 1 Sprache
Zwangsorganentnahme und globale Menschenrechtspolitik

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. In einem Meinungsbeitragin The
Washington Post fordert Robert P. George den amerikanischen Kongress auf, den
Stop Forced Organ Harvesting Act ohne Abschwachung seiner
Sanktionsbestimmungen gegen an Organhandel im Ausland beteiligte Akteure zu
verabschieden. Im Zentrum seiner Argumentation steht Chinas Vorgehen gegen
Falun-Gong-Anhanger und Uiguren, doch er weitet den Blick auch auf Falle in
Nigeria und Lateinamerika aus und stellt das Gesetz als vorbildliches Modell dar,
das gefahrdete Menschen weltweit schiitzen und amerikanischen Verbiindeten
zeigen konne, wie sich die Wurde Schutzbedirftiger bewahren lasst. Da keine
weitere Zeitung Uber dieses Thema berichtet, gibt es keine gegensatzliche

Einordnung oder abweichende Gewichtung zum Vergleich.

Quellen: The Washington Post
Quellenangaben (1)

The Washington Post, 15.10.2026, S. 17

@ Zusatzliche Berichterstattung 1 Quelle - 1 Sprache
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German social insurance reform proposal

Zusatzliche Berichterstattung (nicht in einen quellentbergreifenden Vergleich
einbezogen): The author criticizes the Union's plan to shift non-insurance welfare
costs onto tax funding instead of genuinely reforming social contributions, arguing
a fairer approach would be to exempt officials, politicians and top earners from
contribution caps and tax large fortunes instead. Wichtiges Zitat: "Es ware eine
Reform, die tatsachlich die kleinen Leute entlasten und zugleich dem

Wirtschaftsstandort helfen wiirde."

Quellen: Stiddeutsche Zeitung
Quellenangaben (1)

Stiddeutsche Zeitung, 15.10.2026, S. 4

] Zusatzliche Berichterstattung 1 Quelle -1 Sprache

US policy on Russia-Ukraine ceasefire

Zusatzliche Berichterstattung (nicht in einen quelleniibergreifenden Vergleich
einbezogen): Polish commentary (Gazeta Wyborcza) argues that Trump's claimed
energy ceasefire in Ukraine was unilaterally declared without real agreement,
exposing growing desperation and overreach in the White House as midterms
approach. Wichtiges Zitat: "Trumps Uberheblichkeit, gepaart mit Ohnmacht,
vervollstandigt das Bild der Krise, in der sich die USA befinden."

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 2

@ Zusatzliche Berichterstattung 1 Quelle - 1 Sprache
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French political crisis and eurozone debt fears

Zusatzliche Berichterstattung (nicht in einen quellentbergreifenden Vergleich
einbezogen): Spanish commentary (La Vanguardia) argues Macron is a weakened,
unpopular president and warns that France's growing debt spiral could spread to
Italy and other eurozone countries, raising fears of a new debt crisis. Wichtiges Zitat:
"Der Schatten einer neuen Schuldenkrise in der Eurozone beginnt tber Europa

aufzuziehen."

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 2

o Zusatzliche Berichterstattung 1 Quelle - 1 Sprache

US higher education policy and academic freedom
crackdown

Zusatzliche Berichterstattung (nicht in einen quellentbergreifenden Vergleich
einbezogen): The author describes Trump's administration waging a culture war
against universities like Harvard, freezing billions in research funding over alleged
antisemitism and visa program abuse without presenting evidence, causing major
damage to US science. Wichtiges Zitat: "Belege flir systematische VerstoRe legte die

Regierung bislang nicht vor."

Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung
Quellenangaben (1)

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.2026, S. 3

L ] Zusatzliche Berichterstattung 1 Quelle - 1 Sprache
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German domestic surveillance and digital-protection
legislation

Zusatzliche Berichterstattung (nicht in einen quellentbergreifenden Vergleich
einbezogen): Domestic policy piece on German surveillance laws with no
international/cross-border dimension; excluded from geopolitical scope. Wichtiges

Zitat: ""

Quellen: Die Welt
Quellenangaben (1)

Die Welt, 15.10.2026, S. 6

o Handel & Wirtschaft 0 Quellen - 0 Sprachen

EU-China-Handelsbeziehungen und Strategiepolitik

Fur dieses Thema wurden keine Artikel tibermittelt, daher kann kein Vergleich

zwischen den Quellen erstellt werden.

® Handel & Wirtschaft 0 Quellen - 0 Sprachen

Debatte iiber britische Handelspolitik nach dem Brexit

Fur dieses Thema wurden keine Artikel bereitgestellt, sodass kein Vergleich

zwischen Quellen moglich ist.

® Energie & Umwelt 0 Quellen - 0 Sprachen
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Globale Dieselkrise

Fur dieses Thema wurden keine Artikel bereitgestellt, sodass kein Vergleich

zwischen den Quellen erstellt werden kann.

69 /69



	Tagesbericht - Donnerstag, 15. Oktober 2026
	Starlink-Beschränkungen und US-Druck auf die Ukraine
	US-Inflation und Diesel-/Ölpreise im Schatten des Iran- und Russlandkonflikts
	Antisemitismusvorwürfe gegen die europäische Linke
	KI-Sicherheit, Regulierung und Biosicherheitsrisiken
	Festnahme eines japanischen Journalisten in Russland
	Prozess um die Nord-Stream-Sprengung
	Schülerproteste in Frankreich
	Huthi-Angriffe auf Saudi-Arabien und Folgen für die Energiepolitik
	Streit um Zölle auf chinesische Elektroautos
	KI-Boom, Staatsverschuldung und Risiken für die Anleihemärkte
	Verkaufsstopp für Sally Rooneys Bücher wegen Palestine-Action-Verbot
	Indiens Jugendproteste und die Kontroverse um die Wahlkommission
	Deutsche Autoindustrie unter Druck durch chinesische Konkurrenz
	Innenpolitische Debatte über deutsche Ukraine-Unterstützung
	Ceuta: Migrationskrise und die Rolle der spanischen Krone
	US-Pressefreiheit und Rechtsstreitigkeiten mit Trump
	Iran, Russland und Trumps Außenpolitik
	Verteidigungsindustrie und Drohnenrüstung im Westen
	Trumps Vergeltungskampagne gegen politische Gegner
	Trumps Klima- und Energiepolitik
	Trumps Umgestaltung Washingtons und der Nationalgarde-Einsatz
	Trumps Einwanderungspolitik und ihre Durchsetzung
	Burnhams Vorstoß für engere EU-Beziehungen und neue Brexit-Debatte
	EU-Haushaltsverhandlungen und Merz' Führungsrolle
	Rücktritt von Botschafterin Guilfoyle nach Skandal
	Neue Sprecherin des Weißen Hauses unter Beschuss
	Deutsche Gasreserve und Energiesicherheitspolitik
	Türkei: Zerschlagung oppositioneller Medien
	Kürzungen bei der Ernährungssicherung und globale Hungerkrise
	Gefährdete Demokratie: Warnungen vor Rechtsextremismus und autoritärer Erosion
	Iranische Angriffe in der Straße von Hormus
	US-Zwischenwahlen 2026
	Papst Leos Krebsdiagnose und internationale Reaktionen
	Streit um die Chagos-Inseln und britische Souveränität
	Finanzierung der britischen Verteidigungsausgaben
	Deutsche Asylpolitik gegenüber Syrern
	Wirtschaftliche Entwicklung Afrikas
	Studentenproteste in Albanien
	Tschechische Kommunalwahlen und Babišs Niederlage
	Sorge der Berliner Startup-Szene vor einer Linksregierung
	US-China-Chipexportbeschränkungen und Technologiewettbewerb
	Bundestagsdebatte zur Regierungserklärung von Kanzler Merz
	Altersgrenzen für soziale Medien in der EU
	Trumps selbsternannte Kriegsbilanz als "Friedensfürst"
	Anklage wegen Anschlagsplänen gegen Polens Premier Tusk
	Apples Konflikt mit der EU um den Digital Markets Act
	Britische Sanktionsbefugnisse gegen Förderer israelischer Siedlungen
	Todesstrafe und Menschenrechte im Iran
	Debatte über britische Energietarif-Politik
	Netanyahus Rivalen in der israelischen Politik
	Israelische Spyware-Überwachung von Journalisten
	Streit zwischen Kanada und den USA über angebliche Wahleinmischung
	Geheimhaltung der kanadischen Behörden nach dem Anschlag von Tumbler Ridge
	US-Bankenregulierung und Vorwürfe politischer Diskriminierung
	Vorschlag einer Mittelmacht-Allianz zwischen Kanada und der EU
	Alberta-Separatismus in Kanada
	Fairfax-Investition in die indische IDBI Bank
	Kanadas Abhängigkeit von ausländischer digitaler Infrastruktur
	Kolumbien und Israel: Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen
	Grönlands Rohstoffe und arktische Geopolitik
	Weltraumwaffen und der Weltraumvertrag
	US-Sanktionen gegen den Internationalen Strafgerichtshof
	Behördenversagen bei der Reaktion auf die Waldbrände in Los Angeles
	Nordkorea: Modernisierung und Überwachung
	Kopftuchverbot und Säkularismus in Aserbaidschan
	Propalästinensische Proteste bei Sportveranstaltungen
	Debatte um Lockerung des Schweizer Kriegsmaterialgesetzes
	Globale Entwaldung und Klimaziele
	Formel 1 in Ruanda und Sportswashing-Vorwürfe
	Palästinensische Autonomiebehörde: Korruption und westliche Hilfsgelder
	Entführte Kinder syrischer Regimegegner und der SOS-Kinderdörfer-Skandal
	Hisbollahs Wiederaufbauhilfe im Libanon
	Geldstrafe gegen Bank of America wegen Sanktionsverstößen
	Deregulierung in den USA
	Zwangsorganentnahme und globale Menschenrechtspolitik
	German social insurance reform proposal
	US policy on Russia-Ukraine ceasefire
	French political crisis and eurozone debt fears
	US higher education policy and academic freedom crackdown
	German domestic surveillance and digital-protection legislation
	EU-China-Handelsbeziehungen und Strategiepolitik
	Debatte über britische Handelspolitik nach dem Brexit
	Globale Dieselkrise


